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Kommunikation 
vertiefen 

4 DER SACHVERSTÄNDIGE 

Beginnend mit dem Jänner 1977 gibt der Hauptverband der allgemein 
beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs als vorerst vier­
teljährlich erscheinendes offizielles Organ die Zeitschrift "Der Sachver­
ständige" heraus. Der Verband hat in den vergangenen Jahren eine 
Bedeutung und einen Umfang erreicht, der die Herausgabe dieses Mit­
teilungsblattes notwendig macht und rechtfertigt. 
Neben Mitteilungen aus dem Verband, der Veröffentlichung und even­
tueller Besprechung von in das Gebiet der Sachverständigentätigkeit 
fallenden Gloriehisentscheidungen und der Behandlung von Gebühren­
fragen sollen hervorragende Fachleute zu aktuellen Fragen ihres Spe­
zialgebietes zu Worte kommen. Es soll mit dieser Zeitschrift nicht nur 
eine bessere Unterrichtung der Mitglieder und eine bessere Verbunden­
heit derselben mit dem Verband erreicht werden, es soll darüber hinaus 
die Möglichkeit geschaffen werden, Richter sowie zuständige Behörden 
und Organisationen anzusprechen. 
Auf dem langjährigen Weg, den der Verband seit seiner Gründung im .. 
Jahr 1912 bis heute zurückgelegt hat, wurde mit der Schaffung dieses~:'J 
Blattes ein neuer Abschnitt erreicht. Die Verbandsleitung hofft, daß diese 
Zeitschrift zur Information wesentlich beitragen, den Erfahrungsaustausch 
fördern und die Sachverständigen zu der immer notwendiger werdenden 
ständigen fachlichen Weiterbildung anregen wird. 

Dipl.-lng. Leo Splett 
Präsident 



Der Sachverständige nimmt in der heutigen Rechtspflege eine ungleich 
größere Rolle ein als früher. Das ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
in unserem Zeitalter, in dem die Technologie zu immer neuen Erkennt­
nissen gelangt und auch die Naturwissenschaften in einem ungeahnten 
Lauf vorwärts drängen, der Richter immer weniger des ihm zur Seite ste­
henden Sachverständigen entbehren kann. Die größere Bedeutung des 
Sachverständigen hat sogar schon die Frage aufgeworfen, ob der Sach­
verständige, der nach dem Geist unserer Prozeßordnungen ein Beweis­
mittel wie jedes andere ist, nicht etwa zwischen dem sachverständigen 
Zeugen und dem Richter steht und als Gehilfe des Richters bezeichnet 
werden soll. 
Ich bin glücklich, daß wir in Osterreich seit dem 1. Mai 1975, neben einem 
ganz neu gestalteten Gebührenanspruchsgesetz, auch ein Bundesgesetz 
über den allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen und Dol­
metscher haben, das völliges Neuland beschritten, aber bis jetzt zu kei­
nen ernsten Klagen Anlaß gegeben hat. Was der Gesetzgeber tun konnte, 
hat er getan, um den höheren Ansprüchen an den Sachverständigen ge­
recht zu werden. 
So ist es verständlich, daß ich die Absicht des Hauptverbandes der all­
gemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen Osterreichs begrüße, 
eine regelmäßig erscheinende eigene Zeitschrift herauszugeben, weil 
auch sie mithelfen wird, die Sachverständigen weiterzubilden, die Offent­
liehkeil mit der verantwortungsvollen Aufgabe der Sachverständigen und 
Dolmetscher näher vertraut zu machen und schließlich auch das Ver­
ständnis der Sachverständigen untereinander zu fördern. 

Bundesminister für Justiz 
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Der Kausalitätsbegriff in gutachterlicher und iuristischer Sicht 
Unlv.-Prof. Dr. Franz Seitelberger, Vorstand des Neurologischen Instituts der Universität Wien 

Erlauben Sie mir zu mei-nen Ausführungen einige Vorbemer­
kungen, die mir weniger zu ihrem Verständnis als vielmehr zu 
ihrer passenden Einordnung und für Ihre wohlwollende Beur­
teilung als notwendig erscheinen. Zunächst möchte ich Ihnen 
sagen, von welcher persönlichen Erfahrungsbasis ich aus­
gehen kann. Ich bin medizinischer Gutachter auf dem Gebiet 
der Neurologie, also der Störungen und Krankheiten des 
Gehirns und des Nervensystems, mit deren Erforschung ich 
in meinem hauptberuflichen Tätigkeitsbereich befaßt bin. 

Beiden Bereichen gemeinsam ist das Anliegen, zu Aussagen 
über di·e Gründe und Zusammenhänge von Sachverhalten zu 
kommen, also etwas über die Kausalität auszusagen. Ver­
schieden sind aber die Ausgangspositionen und die Gesichts­
punkte, von denen aus vom Mediziner als Gutachter einerseits 
und vom medizinischen Forscher ~anderseits die Aussagen 
innerhalb desselben naturwissenschaftlichen Kausalgefüges 
getroffen werden. 

Dieser Wechsel der Optik, der sich mit jedem Gutachten 
wiederholt, besonders aber die obligate Konfrontation mit 
einem anderen Kausalgefüge, nämlich dem juristischen Kau­
salitätsbegriff, die slch im Gerichtsverfahren ergibt, stellt für 
mich die Quelle immer erneuter v-ergleichender Betrachtungen 
dar. Dazu kam die Wahrnehmung häufiger gegenseitiger Miß­
verständnisse durch Begriffsdifferenzen und einiger Mißstände, 
die auf dem Boden der Sprachverwirrung gedeihen, die mich 
zur Auseinandersetzung mit dem vorliegenden Probl·em auf­
forderten. 
Mein Beitrag wird sich dabei um drei Thesen bewegen; er 
wird sich begründen und erläutern und er wi11d ihre Bedeu­
tung für die Gutachtenspraxis auszuloten versuchen. 

Diese Thesen lauten: 

1. Der Begriff Kausalität, der sowohl für die Bezeichnung 
des Elementarzusammenhanges im juristi'schen wie im natur­
wissenschaftlichen Bereich verwendet wird, besitzt tatsächlich 
in jedem dieser Bereiche einen jeweils verschiedenen und 
unvermengbaren Inhalt. 

2. Die naturwissenschaftliche Kausalität selbst ist nicht als 
homogener Bereich anzusehen, sondern umfaßt mindestens 
zwei verschiedene Kausalitätsformen, deren klare Unterschei­
dung für die Gerichtsverfahren bedeutsame Relevanz besitzt. 
3. Eine weitere eigenständige Kausalitätsform, nämlich die der 
psychischen Vorgänge, g.ewinnt neuerdings im Begutachtungs­
verfahren wle in der Rechtsprechung zunehmende Bedeu­
tung. Eine klare Definition hinsichtlich ihres Aussagebereiches 
wie insbesondere ihrer Beziehung zur juristischen Zurech­
nungs- bzw. Verantwortlichkeitskausalität stellt sich daher als 
dringliche Au~gabe. 
Ich bin mir dabei voll bewußt, daß ich mich als Nichtjurist in 
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den unvermeidlichen juristischen Formulierungen vermutlich 
nicht der reinen Fachsprache bedienen kann und daß ich 
vielleicht manches für den Fachmann Selbstverständliche er­
wähnen oder behandeln werde. Dafür bitte ich um Verständ­
nis ebenso dafür, daß ich meine Beispiele vornehmlich aus 
dem eigenen Arbeitsbereich wählen werde. 

Abgrenzung der Begriffsinhalte 

Die Anwendung des Begriffes Kausalität im juristischen Bereich :.._ _ _/ 
leitet ihre Berechtigung aus der Tatsache ab, daß unter 
diesem Begriff eine Verknüpfung von Elementen vorgenommen 
wird, analog zu der, die im naturwissenschaftlichen Bereich 
als Verknüpfung von Ursache und Wirkung erfolgt und Vor­
aussetzung jeder Naturbeschreibung ist. Die juristische Kau­
salbezeichnung (Kausalität), die z. B. ein getanes Unrecht mit 
einer zugemessenen Unrechtsfol,ge verknüpft, hat somit ähn-
liche Funktion wie die naturwissenschaftliche Kausalität. 

Die Bedeutung der Verknüpfung ist aber eine grundverschie­
dene: Die Verknüpfung von Ursache und Wirkung im Natur~ 

gesetz, der Erkenntnisformel der Naturkausalität, ist eine. von 
objektiven Elementen außerhalb des menschlichen Willens­
bereiches. Die Verknüpfung von Unrecht und Unrechtsfolge 
im Rechtssatz, der Erkenntnisformel der juristischen Kausalität, 
ist eine solche von Elementen menschlichen Verhaltens· im 
Rahmen und gemäß dem Sinn einer gesetzten und geltenden 
Rechtsnorm. 

Das Naturgesetz beschreibt eine erkannte gegebene Verknüp-
fung objektiver Elemente, während der Hechtssatz eine Ver­
knüpfung menschlicher Verhaltenselemente überhaupt erst < :) 
vornimmt, indem er sie einer bestimmten Rechtsnorm unter- V 
wirft. Diese Verknüpfung ist jeweils nur ein einmaliger und 
zugleich endgültiger Akt, während die kausal,e Beschreibung 
der Natur immer nur einen winzigen Ausschnitt aus der unend~ 
lieh weit in die Vel\gangenheit zurückreichende und in die 
Zukunft fortschreitende Reihe der durch Ursache und Wirkung 
verknüpften Naturereignisse erfaßt. Die Betrachtung und Be­
urteilung von Tatbeständen im juristischen und naturwissen­
schaftlichen Sinn erfolgt daher auf völlig verschiedenen 
Ebenen und in unvergleichbaren Bezugssystemen, nämlich ein-
mal in der Sphäre der unter einer vom Gesetzgeber gebotenen 
Norm stehenden menschlichen sozialen Verhaltensweis·en, das 
andere Mal in der Sphäre der Natur, deren objektives Walten 
als Naturgesetz erkannt und formuliert ist. 
Die gemeinsame Bezeichnung K~ausalität für beide wesensver­
schiedene Barelche hat ihre historischen Wurzeln in der Ver-· 
mengung oder besser in der Ungetrenntheit des normativen 
und ·des naturrgesetzlichen Denkans im Bewußtsein des früh­
geschichtlichen Menschen und in der frühen abendländischen 
Philosophie, in der aitia bzw. Causa sowohl Ursache wie 
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Der Kausalitätsbegriff in gutachterneher und juristischer Sicht 

Schuld bedeutete, was wieder zurückweist auf das animisti~ 

sehe Denken des vorgeschichtlichen Menschen, das aber auch 
heute noch in seinen Resten in den vörha·ndenen primitiven 
Kulturen und ·in seinem Fortleben in Sprache, Denken und 
Dichten der Zivinsationsmenschheit aufzufinden ist. 

Soziale Diskriminierung 

Wenn in einer jüngst publizierten Arbeit über das RechtsM 
system in der Sicht der Kulturanthropologie* ·das Urteil, daß 
jemand geisteskrank ist, als die schlimmste Stigmatisierung 
d. h. soziale Diskriminierung bezeichnet wird, die unsere 
Gesellschaft kennt, so haben wir auch hier das Fortwirken 
des zwischen Schuld und Ursache nicht differenzierenden 
Denkens und eines darauf sich beziehenden Wertes vor 
Augen. Wenn nämlich die magnose einer psychischen Stö­
rung oder Krankheit als ein negatives Stigma und mehr noch 
als eine Schul,d der betreffenden Person gewertet wird, die 
eine ärgere Statusverminderung als die wegen einer normalen 
strafrechtlichen Verurteilung nach sich zieht, so liegt hier ein 
Defekt in der rationalen Bildung der betreffenden Gesellschaft 
vor, der alle Anstrengungen zu einer raschen und gründlichen 
Aufklärung wachrufen muß. 

Es ist im höchsten Maße inhuman, gerade die Krankheiten des 
menschlichsten aller Organe, nämlich das Gehirn als Tabu der 
Erkenntnis zu betrachten und ihr Auftreten dem Erkrankten 
zur Last zu legen. Geradezu tragische Formen nimmt aber die 
hier verborgene anachronistische Haltung an, wenn sie sich 
mit ideologisch verzerrten soziologischen Ansichten verbindet 
und eine vermeintliche repressive Gesellschaft für das Auf­
treten etwa der Schizophrenie verantwortlich machen und 
schuldig ·sprechen möchte. Damit wird nämlich nicht nur Un­
richtiges behauptet und dem Zufügen von Unrecht Vorschub 
geleistet, sondern insbesondere wird die menschliche Pflicht 
der Sorge um den Kranken und der Suche nach den tatsäch­
lichen Wurzeln seines Leidens gröblich vernachlässigt oder 
überhaupt versäumt. 

Juristische Kausalität 

Die Akte der Zurechnung erfolgen im Beziehungsraum der sog. 
Rechtsnorm. Die Rechtsnorm, der gemäß im Rechtssatz Tat­
bestände verknüpft werden, besitzt an sich keine Analogie zum 
Naturgesetz, denn sie ist selbst keine Aussage, mit der eine 
Verknüpfung von Phänomenen beschrieben wird. Sie ist viel­
mehr der Sinn eines im Rechtsgesetz erfüllten Aktes, mit dem 
eine Verknüpfung von "fatbeständen insbesondere die von 
Schuld und Strafe überhaupt erst hergestellt wird, nämlich der 
funktionelle Zusammenhang im Sinne der sogenannten Zu­
rechnung nach der Terminologie von Hans Kelsen. Die Rechts­
norm könnte daher in Analogie zu den Kant'schen apriori­
schen Anschauungsformen als "Voraussetzung der Möglichkeit 
einer Erfahrung überhaupt" für di·e apriorische Bezugsform als 
,,Voraussetzung einer möglichen Rechtserkenntnis überhaupt'' 
genommen werden. 
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Naturwissenschaftliche Kausalität 

Betrachten wir nach diesen allgemeinen und grundsätzlichen 
Feststellungen die naturwissenschaftliche Kausalität, mit wel­
cher der Gutachter ex officio zu tun hat, etwas genauer: Wie 
schon erwähnt, müssen hier zwei unterschiedliche Formen von 
Kausalgefügen aus praktischen wie rationalen Gründen aus­
einandergehalten werden. Sie sind einerseits als mathematisch­
physikalische oder lineare Kausalität und anderseits als 
biologische oder zyklische Kausalität zu kennzeichnen. 
Im Weltmodell der exakten Naturwissenschaften erscheinen 
alle Ereignisse·zwischen den Sternen und den Atomen in ihrem 
Auhreten, ihrem Verlauf und ihrer Abfolge unwandelbaren 
Gesetzen unterworfen, dergestalt, daß aus der Kenntnis der 
Ursachen, d. h. der physikalischen Ausgangsgrößen in einem 
bestimmten Zeitpunkt, die Wirkungen, d. h. die ihnen nach­
folgenden Veränderungen exakt vorausgesagt werden können. 
Einer gegebenen Größe und Richtung der Startwerte sind 
genau definierbare Folgeereignisse eindeutig zugeordnet. Es 
besteht also eine lineare Verknüpfung von Ursache und Wir~ 

kung entlang einer unendlichen, aus der Vergangenheit in die 
Zukunft reichenden Ereignisreihe, der sogenannten Kausal­
kette. 

Sichere Ereignisvorhersage gewährleistet 

Für diese Verknüpfungsweise ist es belanglos, ob die Ur­
sache Wirkungsbeziehung einem absolut gültigen Gesetz wie 
in der Makrophysik oder einer statistischen Wahrscheinlichkeit, 
wie in der Mikrophysik entspricht. ln beiden Fällen ist das 
lineare Kausalitätsprinzip gewahrt und eine sichere Ereignis­
vorhersage g~währleistet. Wir woiJ.en hier von der theoretisch 
wie faktisch begrenzten Geltung dieses Weltmodelles absehen. 
Seine Geltung ist jedenfalls weit und stark genug, um die er­
staunl·ichen technischen Leistungen zu garantieren, die das 
Profil unseres Zeitalters vor allem bestimmen, von der Atom­
kraft bis zur Weltraumfahrt. Der betreffende Bereich von 
Naturvorgängen wird somit ·durch die ·unter dem Kausalprinzip 
stehenden Gesetze zutreffend d. h. richtig beschrieben. 
Die Geltung des linearen KausalprinzJpes i'St aber tatsächlich 
begrenzt und sogar im Bereich der unbelebten Natur keine 
absolute. Das 'ist eine Feststellung, die nicht einfach der 
Unzulänglichkeit unserer Beobachtungs- und Meßwerkzeuge 
angelastet werden kann, sondern objektive Bedeutung hat. 
Man kann ferner leicht erkennen, daß diese lineare Natur­
kausalität dem juristischen Kausalitätsnexus formal überaus 
nahesteht, in dem jeweils zwei i,solierte Ereignisse gültig mit· 
einander verknüpft werden. Daher kommt es auch, daß Juri­
sten dazu neigen, bei der Beurtei.Jung von Vorgängen aus dem 
Naturbereich, seien sie nun physikalischer oder biologischer 
Art, ausschließlich das lineare Kausalitätsprinzip anzulegen, 
was dazu ·führt, daß nach ·einer einzigen, nämlich nach d e r 
Ursache des betreffenden Tatbestandes gesucht wird. Die 

~ H. Bianchi: Der Mensch und sein Rechtssystem. Aus "Neue Antropolo­
gie", Band 4, Kulturanthropologie, Thleme-Verlag 1973, 225-250. 
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Existenz einer solchen zureichenden definierbaren Ursache 
wird als selbstverständlich vorausgesetzt und vom Gutachter 
die Aufdeckung und Bezeichnung dieser einen bestimmten 
Ursache erwartet. Hi.er liegt ein offenkundiges Mißverständnis 
vor, das sich aus dem folgenden von selbst aufklären wird, 
auf das ich auch später noch zurückkommen werde, weil es im 
Geniehisverfahren mitunter noch eine praktische Rolle spielt. 
Was sind nun di·e Merkmale der anderen Kausalitätsform in 
der Natur, die wir als biologische oder zyklische angesprochen 
haben? Während die zahllosen physikalischen und chemischen 
Prozesse in der unbelebten Natur als Kausalketten unverbun­
den nebeneinander ablaufen und nur zufällig miteinander in 
Wechselwirkung treten, wie etwa im Falle der Brownschen 
Molekularbewegungen oder der Abhängigkeiten der Planeten­
bahnen in einem Gravitationssystem, so sind hingegen in 
jedem lndividium der belebten Natur zahlreiche physikalische 
und chemische Prozesse zu einem geordneten Gefüge von 
höchst komplizierter innerer Abhängigkeit zusammengefaßt, 
derart, daß kein Einzelereignis als gesetzhafte Folge einer 
bestimmten Ursache defin1iert werden kann, sondern in jedem 
Fall als ein durch zahlreiche Bedingungen bestimmtes Ereig­
nis verstanden werden muß, das seinerseits wieder infolge 
seiner netzartigen Verknüpfung viel·fache ~andere Wirkungen 
entfaltet. Im Gegensatz zu den Hnearen Kausalketten ist eine 
exakte Vorhersage des auf die Erregung eines Kausalgliedes 
folgenden Wirkungsspektrums, ·also die Wirkung einer defi­
OJierten Ursache, in derart komplexen Strukturen faktisch, und 
zwar sowohl theoretisch wie praktisch, überhaupt nicht möglich. 

Biologischer Bereich 

Es ist also nicht nur vergeblich, sondern auch falsch und un­
wissenschaftlich, im biologischen Bereich nach •der Ursache 
eines bestimmten Ereignisses zu fragen: Es handelt sich nie 
um eine Ursache, sondern .immer um eine Bedingungskonstel­
lation. Zumeist kommt es auch zu einem Rücklauf von Reak­
tionen •auf das betrachtete Erregerelement selbst. 

Solche Rückmelde- bzw. Rückkoppelungsschaltungen, die dem 
Terminus der zyklischen Kausalität zugrunde gelegt sind, spie­
len in lebendigen Systemen eine sehr große Rolle, da sie die 
Stabilisierung von Funktionen ermöglichen. Man bezeichnet 
sie auch als Regelkreise. Es ist bekannt, daß die Methoden 
in der Kybernetik es ermöglichen, die Vorgänge in solchen 
Strukturen mathematisch zu beschreiben und quantitativ zu 
erfassen, was einen wichtigen Fortschnitt in den biologischen 
Wissenschaften bedeutet. Die Lebensvorgänge sind jedoch 
zumeist von derartig hoher Komplexität, daß auch mit den 
heutigen mathematischen Werkzeugen eine exakte Beschrei­
bung nicht geleistet werden kann. Sie werden nun fragen: 
Bedeutet dies nun, daß in den ·lebendigen Systemen die 
mathematisch-physikalische Linearkausalität überhaupt nicht 
gilt und eine andere, eben die zyklische an ihrer Stelle steht? 
Das ist keineswegs der Fall: Die Linearkausalität hat auch im 
biologischen Bereich vol·le und lückenlose Geltung, insofern 
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man ·die Relation zw.ischen zwei im Reaktionskomplex direkt 
verbundenen Teilereignissen betradltet, was freilich nur unter 
experimentellen Bedingungen und unter Ausschaltung aller 
übrigen Konstellationsmitglieder möglich ist und daher einen 
Artefakt, eine gewaltsame Verstümmelung des betreffenden 
Vitalprozesses darstellt. 

Organischer Bereich 

Jedenfalls hat aber unter diesen Bedingungen das physika­
lische Kausalgesetz im gesamten Naturgeschehen eine unbe­
dingte Gültigkeit. Es fehlt ihm aber im biologischen Bereich 
der Erkenntnis- und der Erklärungswert, weil von dem ge­
waltsam isolierten zweigliedrigen Kausalnexus aus der betref­
fende verzwei·gte ProzeHablauf im ganzen nicht erschlossen 
werden kann, wie das in der unbelebten physikalisch-chemi­
schen Natur und ihren Kaüsalketten der Fall ist. Der Kausal­
nexus stellt eben ·im organischen Bereich nur die Verbindungs­
weise der Einzelglieder in einem komplexeren Ordnungsge­
füge dar, dessen Struktur als mehrdimensionale erkannt und 
beschrieben sein muß, wenn seine Funktionsart erklärt werden 
soll. 
Man kann auch formulieren, daß das physikalische Kausal­
gesetz unbeschadet seiner lückenlosen Gültigkeit im biologi­
schen Bereich in die •Funktionsgesetze der komplexeren Kau­
seigefüge hineingenommen und von diesen überbaut ist. Das 
Neue und Besondere ·des biologischen Bereichs gegenüber 
dem organischen liegt zunächst in einem höheren Niveau 
seines Ordnungsprinzips, aus dem ein ·andersarti·ges und 
eigengesetzlich neues Verhalten, eben das der Organismen 
erfolgt. 
Wie sdlon die Schöpfungsgeschichte verkündet, ist das Merk­
mal des Lebens das Hervortreten von Or<lnung, die an Stelle 
des Zufalls, des Chaos tnitt. Es ist dabei beachtenswert, daß 
diese Ordnung nicht durch lineare Befehlsketten, sondern durch 
vielfältige Bezugsvernetzung garantiert wird. Die Ordnung der 
Prozeßkomplexe in einem lebendigen System verlangt aber 
und ist nur möglich durdl ein Programm, das die raumzeit­
~ichen ProzeHabläufe steuert und vorher noch die Entstehung 
und Entwicklung des betreffenden Individuums leistet und 
überwacht. Es ist bekannt, daß dieses Programm im Erb­
material, d. h. in Molekülstrukturen der Kernsäuren in sinnw 
reicher Weise gespeichert ist und mit e·iner Vielzahl von Unter­
programmen in einem noch nicht voll durchschauten raumzeit­
lichen Wirkungsplan alle Lebensvorgänge wie die vitalen Re­
aktionen kontrolliert. 

Die Beschaffenhell des Kausalitätsproblems 

Die zyklischen Prozesse der aktuellen Lebensvorgänge sind 
also wieder nur Glieder übergeordneter Regelsysteme, die den 
gesamten Lebens·ablauf des Individuums umfassen und diese 
selbst sind wieder gleichsam nur atomare P-artikel innerhalb 
der Evolution des Lebendigen in der Welt überhaupt. 
Diese Beschaffenheit des Kausa!li.tätsproblems im biologischen 
Bereich bedeutet aber nicht, daß deswegen keine gültigen 
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Aussagen über Ur:sächlichkeit getroffen wer;den könnten. Ge­
nau das Gegenteil trifft zu. Es ist gerade die Vielzahl der Be­
dingungen im Rahmen der biolog,J-schen Ordnungssysteme, die 
das Leben in Gesundheit und Krankheit so verläßlich und 
vorhersagbar regeln und es mit einer unsagbar elastischen 
Anpassung durch die zahllosen zufälligen Gefährdungen und 
den ständigen Wechselder Umweltbedingungen heil hindurch­
führen. Insbesondere können 'in den meisten Fällen zutreffen­
de, d. h. richtige Aussagen über die Wertigkeit der einzelnen 
ursächlichen Faktoren und über ihre exakte Position im ge­
gebenen Bedingungskomplex getroff.en werden. 

Es gibt F·aktoren, die unerläßlich für das Eintreten bestimmter 
· Wirkungen sind. Man kann sie auch als Haupt- oder Kardinal­

faktoren des betreffenden Kausalgefüges bezeichnen; und es 
gibt Schlüsselereignisse, deren Eintreten zu bestimmter Zeit 
an bestimmter Stelle einen ganzen Komplex, ein Programm 
von Folgereaktionen auslösen. Solche kann man als aus­
lösende Faktoren bezeichnen. Keiner dieser Faktoren, so rela­
tiv gewichtig er auch sein mag, ist aber jemals allein verant­
wortlich, immer entscheidet die strukturell gegebene Konstel· 
Jation und ihre Aktualsituation über die eintretenden Folgen. 

Krankheitsursachen 

Das gilt etwa im medizinischen Bereich auch für die soge­
nannten Krankheitsursachen .in Form von bestimmten Erre­
gern wie Bakterien und Viren: Wenn diese im affizierten Indivi­
duum, dem sogenannten Wirt, nicht eine aufnahmebereite 
Bedingungskonstellation antreffen, bleiben sie wirkungslos. 
die Kr:ankheit bleibt aus. Zum Beispiel benöt,igt das Virus 
der Poliomyelitis, der einstmals so gefürchteten Kinderläh­
mung, als Nährboden zu seiner Vermehrung gesunde Nerven­
zellen; wenn 'das Vüus an eine Stelle des Nervensystems ein­
tritt, an der die Nervenzellen vorher zerstört wurden, kommt 

·es zu keiner Virusvermehrung und ·daher zu keiner Erkran­
kung. Der Kontakt mit gesunden Nervenzellen ist also einer 
der für 1das Auftreten der Poliomyelitis entscheidenden, weil 
unerläßlichen Faktoren und stellt somit einen kardinalen Kau­
salfaktor dar. Trotzdem kann er nicht als d i e Ursache der 
Krankheit Poliomyelitis angeschuldi,gt werden. 

Noch ein weiteres Beispiel aus der medizinischen Begutach­
tungspraxis möge diese Be~iehung deutlich machen: Dem 
neurologischen Sachverständigen wird nicht selten die Frage 
gestellt, ob ein gegenständliches Gehirntrauma, etwa eine 
unfallbedingte Gehirnverletzung, ,als Ursache für ein aufge­
tretenes Anfallsleiden, eine Epilepsie, k,ausal verantwortlich 
gemacht werden könne. 

Ich möchte gleich vorausschicken, daß auch auf diese Fra­
ge, so schwierig sie ist, sofern genügende Sachunter:lagen in 
den Akten vorhanden und beim Patienten zu erheben sind, 
in der Regel sehr präzise Feststellungen zur Kausalität ge­
macht werden können, obwohl das Bedingungsgefüge ein 
überaus kompliziertes ist. Es fängt damit an, daß der Begriff 
Epilepsie überhaupt nichts eindeutig Bestimmtes bezeichnet, 
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jedenfalls keine Krankheitseinheit. sondern nichts weiter als 
das Auftreten cerebraler Anfälle durch pathologische Syn­
chronisation von Nervenzellentla.dungen, was bei einer Viel­
zahl verschiedener Krankheiten, wie wir sagen symptomatisch 
eintreten kann. Für das Bestehen eines Anfallsleidens ist 
aber das Vorhandensein eines sogenannten epileptischen 

Herdes mit bestimmten morphologischen und elektrophysio­
logischen Eigenschaften eine Voraussetzung. 

Zeitlicher Zusammenhang bei einem Unfall 

Die Ursächlichkelt einer Hirnverletzung für ein epileptisches 
Anfallsleiden hängt also davon ab, ob diese einen solchen 
Herd, der bei Bestehen von konstitutioneller Anfallsbereit­
schaft einem Anfallsleiden zugrunde liegen kann, erzeugt hat; 
es muß in diesem Fall das Erscheinen eines derartigen Her­
des im bestimmten zeitlichen Zusammenhang mit dem ange­
schuldigten Unfall nachweisbar sein. Aus dem Gesamt­
spektrum der Befunde und des Verlaufs resultiert dann die 
Aussage, daß die traumatische Hirnverletzung mit 'größter 
Wahrscheinlichkeit ·als verantwortliche Ursache der vorlie­

genden Epilepsie angesprochen werden kann. Es braucht 
dabei nicht wieder ausgeführt zu werden, daß diese Aus­
sage im strengen Sinn nicht bewiesen werden kann, wenn 
ein Beweis von mathematischer Evidenz und von experimen­
tell reproduzierbarer Regelhaft,igkeit g·efordert wird. 
Im biologischen Bereich, das .in der Begutachterpraxis vor 
allem durch die Medizin repräsentiert wird, handelt es sich 
also darum, die Struktur des jeweils betroffenen Kausalge­
füges zu erkennen, ehe über die Art der Kausalbeziehung 
etwas ausgesagt wird. Das Erkennen bedeutet dabei zumeist 
ein Wiedererkennen, ein Zuordnen zum gesicherten Fach­
wissen oder zum Erfahrungswissen; manchmal bedeutet es 
aber auch das Aufdecken eines neuen Zusammenhangs, ei,ner 
bisher unbekannten Kausalstruktur: Das sind ·die glückhaften 
Erntetage im Leben eines Gutachters, nach der unverdrosse­
nen täglichen Mühe um die richtige Interpretation von be­

kannten Ereignisstrukturen. 

Erfahrungen des Gutachters 

An dieser Stelle möchte ich auch auf einen Begriff eingehen, 
der in Gutachten aus dem biologischen Bereich eine wichtige 
Rolle spielt und dessen l,nhalt häufig mißverstanden wird, 
nämlich die Erfahrung. Wenn sich ein wissenschaftliches Gut­
achten auf die einschlägige Erfahrung einer bestimmten Per­
sonengruppe oder eines einzelnen Experten beruft, so bedeu­
tet Erfahrung hier nicht eine zufällig angesammelte Meng.e 
von Daten ·in einem lückenhaften Ensemble und ohne inneren 
Zusammenhang, deren Erkenntnisgehalt notwendigerweise 
nur ein subjektiver und unverbindlicher sein kann. 
Wissenschaftl·iche Erfahrung bedeutet vielmehr ein integrier­
tes, wenn auch nicht notwendi·g ein systematisches abge­
schlossenes Wissen, so doch gewiß eine Art "Lehre" auf 
einem Gebiet von hoher Wirkungskomplexität, dessen Inhalte 
sich nicht ,in simplen Formeln ausdrücken ·lassen, sondern 
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nur durch gestufte intellektuelle Vergleichsprozesse abstra­
hierend erlaßt und beschreibend dargesleiH werden konnten. 
ln diesem Sinn ist Erfahrung die adäquate Erkenntnisform 
für hochkomplexe Beziehungsgetüge, die mit den exakten 
mathematischen Formalisierungswerkzeugen nicht oder viel­
leicht noch nicht darstellbar sind. Das ist auch der positive 

Sinn des sogenannten "empirischen Sinnkriteriums", das in 
der gegenwärtigen Wissenschaftsphilosophie eine wichtige 
Rolle spielt. 

Der Contergan-Prozeß 

Die bisherigen Erörterungen, die sich auf das somatisch-orga­
nische Gebiet bezogen, möchte ich mit einem Beispiel ab­
schließen, das in exemplarischer Weise die Probleme einer 
formalistisch-sinnfernen Konfrontation von juristischer und 
biologischer Kausalität sichtbar machte. Im Zuge eines Zivil·· 
prozesses von spektakulärem Verlauf und im Blendlicht der 
Publ.izität kam es dabei nicht zu einer sachlich rechten und 
befriedigenden Lösung: Ich meine den Contergan-Prozeß. 

Es handelt sich in ihm um die Kausalität eines als Schlaf­
und Beruhigungsmittel vertriebenen Medikamentes für zwei 
Gruppen von körperlicher Schädigung: einmal für Schädigun­
gen der keimenden Leibesfrucht in Form von Mißbild·ungen 
und zweitens für Schädigungen der peripheren Nerven, in 
Form einer sogenannten Neuropathie mit Gefühlsstörungen 
und Bewegungslähmungen in Händen und Beinen. 

Nur mit dieser zweiten Schädi.gungsart, also der Contergan­
Neuropathie, möchte ich mich hier kurz beschäftigen. Sie trat 
nach längerer Einnahme von größeren Conterganmengen, 
vorzugsweise bei älteren Personen auf und entsprach unter 
den vier läsionstypen von Neuropathie dem sogenannten 
"distalen axonalen Typ", wie u. a. durch eigene histologisch· 
bioplisehe Untersuchungen nachgewiesen wurde. Nun stellt 
diese "distale axonale Neuropathie" eine degenerative Reak-

Im gegenständlichen Fall stellt bei bestimmten im Schwan­
kungsbereich des Gesunden liegenden Stoffwechselsituationen 
die chronische Conterg.anverabreichung den zureichenden 
Grund für die Auslösung der Neuropathie dar, ohne dessen 
Gegebenheit die Störung aber nicht eingetreten wäre, also 
eine "conditio sine qua non". Das ist ein klassisches Beispiel 
für die komplexe, oder wenn Sie wollen, kybernetische Kau­
salität biologischer Vorgänge, die keinen gef1ingeren Wahr­
heitsgehalt als eine lineare Kausalitätsaussage besitzt, aber 
eben in die entsprechende Form eines Bedingungssatzes 
über einem Strukturdiagramm gekleidet werden muß. Die 
Kausalbeziehung und ·daher auch gegebenenfalls eine Scha­
denskausalität ist nichtsdestoweniger faktisch existent und 
wahr. 

Soweit die Sachlage. Was ereignete sich aber vor Gericht? Im 
Contergan-Prozeß setzten sich die Verteidiger mit ihrer auf 
einem linear-mechanistischen Kausalsatz basierenden Forde­
rung durch, es müsse der Beweis einer absolut reproduzier­
baren und invariant-determinierten Verknüpfung zwischen dem 
angeschuldigten toxischen Agens Contergan als Ursache und 
der Neuropathie als notwendi,g eintretende Wirkfolge geliefert 
sein, ehe eine diesbezügliche juristische Zurechnung erfolgen 
dürfte. Dies ist nicht nur ein Irrtum, sondern ·auch ein gefähr­
licher Sophismus: Es ist einfach durch nichts gerechtfertigt. 
aus der Konstatierung der komplexen Bedingungen eines Ge­
schehens, also aus der Abwesenheit einer einzigen Ursache, 
die Folgerung abzuleiten, daß hier nur der blinde Zufall am 
Werk gewesen sei und daß deshalb keine juristische Kausal­
verknüpfung im Sinne ·der Zurechnung vorgenommen werden 
könne. 

Kausalaussagen 

ln ähnlicher Weise wäre es absurd, wenn die Ärzte nur die­
jenigen Krankheiten behandeln dürften oder wollten, ·deren @ 
Ursachen sie völlig beweisbar darlegen können; damit müßte 

tion der peripheren Nerven dar, die durch mehrere verschie- die praktische Medizin ihr Ende finden und völng verschwin-
dene metabolisch-toxische Störungen in Gang gesetzt wer- den: Sie hätte kein Tätigkeitsfeld mehr. Nun sind aber erstens. 
den kann, zum Beispiel auch durch einen protrahierten 
Vitamin-B-Mangel oder durch eine chronische Alkoholver­
giftung. 

Pathologisches Spezialprogramm 

Diese Neuropathie ·ist ein pathologischer Reaktionskomplex, 
ein pathologisches Spezialprogramm von spezifischer Eigen­
struktur, das aber im Rahmen verschiedener pathogener Kon­
stellationen ausgelöst und manifestiert werden kann, also im 
strengen Sinn nicht ursachen-spezifisch ist. Jedoch sind es 
wieder ganz bestimmte und an sich spezifische Faktoren­
gruppierungen, unter denen diese Neuropathie quasi als un­
spezifisdles Endprodukt auftritt. und es gibt bestimmte hoch­
pathogene Einzelfaktoren, deren E·intritt in die Faktorenkon­
stellation eine kardinale oder auslösende Kausalbedeutung 
zukommt. Dazu gehört: auch das Contergan. 
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Kausalaussagen ja auch über komplexe ursächliche Konstel­
lationen möglich. Im Beispielsfall stellt das Contergan einen 
unerläßlichen ·Kausalfaktor dar. Und zweitens kann und muß 
die juristische Schuldzurechnung auch unbeschadet der be­
wiesenen naturwissenschaftlichen Kausalstrukturen eines Ge­
schehens vorgenommen werden. 

Im Contergan-Prozeß wurde somit nicht nur gegen den Sinn 
des medizinischen Fachgutachtens, sondern auch gegen den 
Grundsatz der Wahrung des Rechtsempfindens verstoßen. ln 
rabulistischer Weise wurde zunächst der Gutachter in die 
Rolle -des zurechnenden Formaljuri·sten gedrängt, dadurch 
wurde der objektive Kausalnexus verfremdet und erschien 
fälschlich als ungeklärt, worauf man wieder das Bezugsniveau 
wechselte ·und sich ungerechtfertigt der kausalen Aussage der 
juristischen Schuldzurechnung entschlug. Fürwahr ein Glanz­
stück von rechtsfeindlicher Argumentierakrobatikf 
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Zur Kausalität psychischer Phänomene 

Ober dem somatischen Bereich des Psychischen vermag das 
Individuum die Weft in sich und sich als ein Selbst erleben. 
Diese in den Bewußtseinstätigkeiten gipfelnden seelischen 

Phänomene sind zwar unbedingt an die Organfunktion des 
Gehirns gebunden, sie sind in gewisser Hinsicht Produkte der 
Hirntätigkeit Die Phänomene der geistigen Hirntätigkeit bilden 
eine selbständige metaorganische Wesensschicht mit eigener 
Gesetzniäßi,gkeit, der daher auch eine Wissenschaft mit eige­
nen Methoden, die Psychologie, zugeor·dnet ist. Das betrifft 
natürlich auch ·die Form der Kausalität, die wir im psychischen 
Bereich antreffen. 

Selbstverständlich behält auch hier die Linearkausalität ihre 
volle Gültigkeit insofern, als die im Gehirn bei geistiger Tätig­
keit ablaufenden Prozesse, wenn wir sie weitgehend isolie­
rend untersuchen, denselben Gesetzen wie alle übrigen physi­
kalisch-chemi'Schen Lebensvorgänge gehorchen. Die Geltung 
der Naturkausalität für das Psychische wird am deutlichsten 
durch die Problematik der Zurechnungsfähigkeit beleuchtet, 
die weitgehend durch ·den organischen Zustand des Gehirns 
bestimmt ist, sei er nun durch substantielle Verletzungen, 
chemisch-toxische Störungen oder Anomalien in den feineren 
Nervenfunktionen bedingt, wie etwa bei den Geisteskrankhei­
ten im engeren Sinn. Diese auch im Psychischen waltende 
Naturkausalität trifft aber nicht seine spezifische Eigenart, die 
wie bei allen Lebensvorgängen in der Komplex.ität seiner Wir­
kungsstrukturbeschlossen ist. 

Die Komplexität des Gehirns 

Das Gefüge der im Gehirn, dem kompliziertest gebauten aller 
Organe, ablaufenden Prozesse weist gegenüber allen anderen 
O~ganen eine noch vielfach erhöhte Komplexität auf, und zwar 
derartig, daß daraus ein neuer, andersartiger Funktionsbereich, 
eben der des seelischen Lebens resultiert. So wie für den bio­
logischen Kausalnexus andere Gesetzlichkeilen gelten ·als für 
lineare K~ausalreihen, so gelten für die Eigenformen des Psy­
chischen ebenfalls nun aber w.ieder andere eigene Regeln. So 
wie der lineare Kausalnexus im organischen Bereich von einem 
Zweck zu einem Mittel transformiert wird, so erscheinen die 
komplizierten Kau!?alstrukturen des ot'lganischen Lebens .im 
Bereich des Psychischen zu Trägern höherer Wirkungsformen 
und Zusammenhänge tr~nsformiert und werden zu einem blo­
ßen Mittel in der Hand höherer Kräfte degradiert. Die Nicolai­
Hartmann'sche Naturphilosophie spricht hier in treffender For­
mulierung von einer Oberformung der organischen Schicht 
durch die psychische Wesensschicht, in der aber zugleich alle 
Gesetze der tieferen Schidlt ihre gemäße Geltung behalten. 

Was sind nun die Eigenmerkinale der psychischen Kausalität? 
Damit ist die Kausalität gemeint, die das psychische Subjekt 
seinen Erlebnisinhalten unterlegt. Da ist einmal die Fundamen­
taltatsache,. daß sich das lndivi·duum in seinen bewußten Wil­
lenshandlungen als frei erlebt, d. h. es erlebt sich selbst als 
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Ursache von gewollten oder beabsichtigten Folgen, es erlebt 
sich als eine Ursache in der Welt. Das ist eine Quelle der 
psychischen Freiheitsgewißheit und zugleich des damit un­
trennbar verbundenen Verantwortungsgefühls, das mit zum 
unveräußerlichen Bestand der menschlichen Personalität ge­
hört. Darin wurzelt schließlich jegliches Rechtsempfinden und 
alle Rechtssituationen. Die juristische Kardinalfunktion der Zu­
rechnung, also der Spruch über Schuldhaftigkeit menschlichen 
Verhaltens leitet seine Berechtigung aus dieser Grundtat­
sache d·er menschlichen Freiheit und Verantwortlichkeit ab. 

Das zweite Merkmal betrifft die Form, in der seelische Vor­
gänge als bedingt, d. h. in kausaler Betrachtung erlebt wer­
den. Wir bezeichnen sie am besten als Motivation: Das s·ind 
jene Konstellationen von Umständen, die vorgestellt werden, 
wenn w_ir uns fragen, warum wir uns etwa zu dieser und jener 
Affekthandlung hinreißen ließen oder warum wir in einer be­
stimmten Situation so und n·lcht anders gehandelt und ent­
schieden haben usw. Es muß in voller Klarheit und mit Nach­
druck betont werden, daß diese Motivationen mit Kausalpro­
zessen der unbelebten wie der organischen Natur absolut 
nichts zu tun haben und daß sie auch aus der Kausalstruktur 
der .ihnen zugrunde liegenden Gehirnvorgänge in keiner .We.ise 
abgeleitet, d. h. naturwissenschaftlich kausal erklärt werden 
können. 

Vom Blickpunkt der biologischen Geschehnisse, insbesondere 
der Hirnfunktionen aus gesehen, ist das Psychische immer nur 
Folge- bzw. Begleiterscheinung des Organischen, niemals aber 
Ursache. Im psychischen Kausalbewußtsein dokumentiert sich 
allein die Eigenkausalität ·des psychischen Seinsbereiches, 
die vor Grenzüberschreitungen strikte bewahrt werden muß. 
Motivation ·liefert keinesfalls die objektive Kausalbezeichnung 
im Sinn einer naturwissenschaftlichen Geschehniserklärung: 
Schon gar nicht aber erlaubt die Beschreibung von psychischer 
Verhaltensmotivation oder die verstehende Nachvollziehung 
psychischer Willensakte und Entschlüsse eine Exkulpierung 
des willensfreien Individuums in Form d·es Verzichts auf einen 
zurechnenden Schuldspruch. 

Der Hinweis darauf, daß die vorliegende Motivation den 
betreffenden Willensentschluß und die Tathandlung als deter­
minierten Akt erscheinen lasse und daher entschuldige, ist 
unzutreffend und unangemessen. Zweifellos ist auch das 

menschliche Verhalten als Naturvorgang betrachtet kausal 
determiniert, wenn wir auch keineswegs imstande sind, seine 
Kausalstruktur auch nur annähernd zu beschreiben. Dies 
schließt aber die Zurechnung unter der Annahme, daß der 
Mensch als Rechtsperson frei ist, nicht aus, sondern gibt ihr 
erst die tiefere Berechtigung. Die rechtlidle Freiheit der Per­
sönlichkeit hat überhaupt nur insofern Sinn, als sie mit der na­
turkausalen Determinat·ion ihres Verhaltens vereinbar ist. Auch 
die sogenannte Kausalität des psychischen Erlebens, d. h. die 
subj.ektive Verhaltensmolivierung darf die normative Kausali­
tät der Schuldzurechnung keinesfalls kontaminieren, da sie 
sich auf völlig verschiedene Seinsbereiche beziehen. 

DER SACHVERSTÄNDIGE 11 



Der Kausalitlitsbegriff in gutachterlieber und juristischer Sicht 

Strukturmerkmale und Geltungsbereiche 

Nach diesem Blick auf die für unser Thema relevanten Kausal­
formen, der vor allem die jeder einzelnen eigentümlichen 
Strukturmerkmale und ihre differenten Geltungsbereiche her­
vortreten lassen sollte, bleibt mir noch die Aufgabe, die 
wechselssiNgen Beziehungen und ihre Zuständigkeitsgrenzen, 
so w,ie sie in der gutadlterlichen Tätigkeit bewußt und gewahrt 
sein sollen, kurz zu charakterisieren. 

Die Gültigkeit der mechanistischen Linearkausalität versteht 
sich für das anorganische, physikalisch-dlemische Gebiet, die 
der zyklisch-kybernetischen Kausal·ität für das organische Ge­
biet der lebenden Systeme sowie die Gültigkeit der Motivation 
für den Eigenbereich des subjektiven psychischen Erlebens von 
selbst aus den vorherstehenden Ausführungen. Der Gutachter 
hat hier ganz im Sinne der wissenschaftlichen Struktur und 
Methode dieser einzelnen Bereiche zu verfahren, wenn er Ge­
schehnisse der anorganischen, organischen oder psychischen 
Späre zu interpretieren hat, die Gegenstand einer juristischen 
Beurteilung wurden, weil sie sich im Bezugsfeld menschl·icher 
Handlungen und menschlichen Verhaltens ereigneten. Diese 
gutachterliehe Interpretation wird immer nur eine nach der 
jeweils angemessenen Kausalitätsform des betreffenden Er­
eignisses sein und sein dürfen. 

Das juristische Kausalurteil 

Ganz anders das juristische Kausalurteil: Es hat zwar auch 
mit Naturerei·gnissen zu tun, und zwar mit solchen aus allen 
drei Gruppen ·in gleicher, nicht differenzierender Weise, stellt 
aber unabhängig von der jeweiligen Eigenkausalität dieser 
Ereignisse die ihm eigene Kausalbezeichnung der Zurechnung 
als eine andersartige Form von Beziehungssatzung erst her. 
Diese Kausalitätsform betrachtet nämlich alle Ereignisse im 
Umkreis des menschlichen Verhaltens, soweit sie durch Wil·· 
Jensakte des zurechnungsfähigen lndivi'duums herbeigeführt 
oder beeinflußbar sind, unter dem Aspekt ihrer Konformität 
mit einer Wertordnung und unterwirft sie dem Urteil der in der 
betreffenden Sozietät geltenden Rechtsnorm. D. h. bestimmte 
Verhaltensweisen oder Akte, deren natürliche Folgen, gleich 
welcher Kategorie, gemäß der bestehenden Rechtsnorm als 
Schaden und Unrecht gelten, werden als Be·dingungen genom­
men, als die Schuld, der eine entsprechende Unrechtsfolge 
und Strafe zugerechnet wird. 

Man kann daraus erkennen, daß die Erhellung der Naturkau­
s·alität der als Unrechtstel.gen beurteilten Ereignisse nur den 
einen Sinn haben kann, den Zusammenhang eines Gescheh­
nisses mit den Handlungen oder Unterlassungen ·des beschul­
digten Individuums klarzustellen. Dies ist auch der andere Ge­
sichtspunkt, den der Sachverständige im Rahmen seiner 
Kausaluntersuchung mitberücksichtigen muß. Die Beziehungen 
der objektiven Naturereignisse zu den handelnden Personen, 
wobei diese ebenfalls nur als den Naturgesetzen unterwor­

fene Gestaltung betrachtet werden und nicht als ursächlich 
freie Individuen. 
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So hätte z. B. das medizinische Sachverständigengutachten im 
Contergan-Prozeß außer der Darlegung der kausalen Rolle 
des Contergans für das Auftreten einer Neuropathie auch die 
Aufgabe, objektiv belegt festzustellen, ob und welche bestimm­

te Verhaltensakte der Contergan-Erzeuger den Eintritt des 
pathogenetisch entscheidenden Kausalfaktors in die Lebens­
vorgänge der betroffenen Menschen zur Folge hatten und 
daher als mittelbare Ursachen betrachtet werden dürfen. Diese 
innerhalb der Naturkausalität sich bewegenden Feststellungen 
erlauben mit sachlicher Berechtigung nunmehr ·die juristische 
Entscheidung darüber, in der Verhaltensweise der Contergan­
Erzeuger eine Schuld zu erkennen und ihrer Unterlassungs-
handlung z. B. eine Strafe zuzurechnen. :.·) 

Diese juristische Kausalverknüpfung vollzieht sich aber eben 
nur auf der Ebene des durch Rechtsnormen und Wertvorstel­
lungen geregelten menschlichen Verhaltens. Ein Rechtspruch 
tangiert auch in keiner Weise die Fragen der Naturkausalität 
Das Gericht ist nicht das Forum der Wahrheitsfindung; dafür 
g.ibt es genügend Beispiele von Galilei bis Lyssenko. Ein 
Rechtsspruch kann daher und - sit venia verbo - er muß 
vielleicht auch manchmal der Naturwahrheit widersprechen, da 
sein Wahrheitskriterium, das Recht, nicht im Bereich des Seins, 
der Naturtatsachen, sondern im Bereich des Sollens, in der 
Intention auf die Verwirklichung von sozio-kulturellen Werten 
liegen. 

Das Sachverständ~gengutachten dient also ausschließlich dazu, 
die normative Rechtserkenntnis vor Widersprüchen mit der 
wissenschaftJ.ichen Naturerkenntnis im weitesten Sinn zu be­

wahren und in ihr das "empirische Sinnkriterium" zur Geltung 
zu b~ingen. Es dient aber nicht und kann niemals dazu dienen, 

~ 

einen Rechtsspruch selbst zu begründen oder auch nur zu 
motivieren. Der Gutachter, auch der um die Beweggründe 
menschlichen Verhaltens bemühte psychiatrische Gutachter, V 
ist in diesem Sinne kein Rechtsberater und kein Helfer in 
juristischen Entscheidungen. 

Der Gutachter steht damit an einer besonderen Stelle in 
sozial-relevanten Entscheidungsprozessen; es kommt ihm die 
große und verantwortungsvolle Aufgabe zu, natürliche Kausal­
bezüge in ihrer Eigenstruktur und ihrem Bezug zum Aktual­
verhalten menschlicher Individuen objektiv darzulegen. Der 
Gutachter ist aber nicht mächtig und befugt, dieselben Verhal­
tensakte und natürlichen EreJ.gnisse dem normativen Kausal·· 
urteil im Sinne der Zurechnung bzw. eines Schuld- oder Frei­
spruches zu unterwerfen. Mit diesem Bemühen wacht der Gut­
achter an der kritischen Nahtstelle zwischen 'den induktiven 
und normativen Wissenschaften und reiht s·ich in den perma­
nenten Prozeß der Vermehrung der Erkenntnisse über die 
Realstrukturen der menschlichen Wett ein. 

Die Informationen, die er aus seiner praktischen, direkt auf 
Ereignisse des sozialen Lebens gerichteten Tätigkeit schöpft, 
können für den Fortschritt im wissenschaftlichen Verständnis 
des Menschen wicht·ig und mitbestimmend sein. 
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Der Kausalitätsbegriff in gutachterllcher und juristischer Sicht 

Die Bedeutung gutachterneher Tätigkeit 

Die zunehmende Bedeutung und Breite der gutachterliehen 
Tätigkeit für die gegenwärtige Aechtsp~echung erklärt sich 
aus der Tatsache der fortschreitenden und wissenschaftlichen 
Durchdringung aller Naturbere.iche. Die Substrate der Recht­
sprechung werden dadurch von Meinungsschlacken und ideo­
logischen Blindstellen gereinigt und einer aufgeklärten juristi­
schen Behandlung zugänglich. Natürlich wird dadurch der 
Zuständigkeitsbereich der Rechtsprechung selbst im Gesamt­
rahmen der menschlichen Kulturgebilde in seinem Umfang um 
kein Jota geschmälert und bleibt in seiner Integrität unange­
tastet. Die RechtspredlUng ist nicht die Nebenstelle einer an­
gewandten Verhaltenspsychologie, sondern eine in Grund-

HEFT 1{77 

lagen, Methoden und Praxis autonome soziokulturelle Insti­
tution. Nur auf dieser Basis kann sie sich des Sachverständi­
gengutachtens in vollem Umfang und in beschränkter Koope­
ration bedienen. 
Ich meine also, daß für die Zukunft unserer Rechtseinrichtun­
gen nur die Frage der Modalität und optimaler Effizienz dieser 
Kooperation von Belang sein wird. ln dieser seiner Funktion 
ist der Sachverständige weder Gehilfe des Richters noch sach­
verständiger Richter, sondern einfach und richtig Sachverstän­
diger vor Gericht. 

Nachdruck aus Heft 1/1975 der Zeitschrift ,.Der öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige" mit freundlicher Genehmigung des Bundes­
verbandes der öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen 
e. V. bzw. des Verlages Neuer Merkur. 
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Sachverständiger und Richter*1 

Univ.·Prof. DDr. Hans W. Fasching, Wien 

Aufg8be des Richters ist die Fällung eines Rechtsspruches. 
Diese kann erst erfüllt werden, wenn festgestellt wurde, welche 
Er:eignisse sich in der Außenwelt tatsächlich ereignet haben, 
und ob diese Ereignisse geeignet sind, unter die Tatbestands­
merkmale des Gesetzes untergeordnet zu werden und damit 
die dort genannten Rechtsfolgen auszulösen. Denn die Rechts­
norm, die der Richter anzuwenden hat, kann naturgemäß nicht 
den EinZelfall bereits vor Augen haben. Die Rechtsvorschrift 
ist generell, also für einen unbestimmten Personenkreis ge­
dacht, und abstrakt; sie muß die Merkmale, die ihre Anwen­
dung auslösen, in einer allgemeineren Form ausdrücken, weil 
sie d·auernd und auch für die Zukunft wirken soll. Der Gesetz­
geber soll nicht nur ber;eits vorgegebene Verhältnisse regeln, 
sondern hat Rechtssicherheit und Rechtsfrieden auf Dauer zu 
garantieren; er kann daher nicht jeden individuellen Streitfall 
vorhersehen und konkret lösen. So ist die Abstraktheil der 
Rechtsnorm notwendig bedingt durch die Aufgabe, einen mög­
lichts ·großen Kreis künftiger Fälle zu reg.eln. Die Norm ent­
hält abstrakt ausgedrückt Tatbestandsmerkmale, typisierte Zu­
stände, Erelgnisse oder Vorgänge, und an diese Tatbestands­
merkmale geknüpft, die entsprechenden Rechtsfolgen. Damit 
hat also der Richter, falls er überhaupt zu einer Sechentschei­
dung schreiten darf (also wenn keine Prozeßhindernisse oder 
sonstige formalen Entscheidungsverbote vorliegen), nicht nuc 
die Rechtsfrage, sondern vor allem die Tattrage befriedigend 
zu lösen. Dazu muß er den Abl·auf des ·lebenswirklichen Ge­
schehens soweit ermitteln, als es zur Lösung der Rechts­
frage notwendig ist. Die Lösung der Tatfrage darf nur dann 
unterbleiben, wenn sich bereits aus dem Vorbringen ·des Klä­
gers unter Annahme seiner Richtigkeit ergibt, daß entweder 
die begehrte Rechtsfolge nicht aus den behaupteten Tat­
sachen abgeleitet we~den kann (Unschlüssigkeit des Begeh· 
rens; im Strafprozeß Unschlüssigkeit der Anklage) oder aber 
das Vordringen überhaupt nicht unter eine ·gültige Rechts­
norm tatbestandsmäßig subsumiert werden kann. ln allen 
anderen Fällen darf sich der Richter erst nach ·der Lösung 
der Tatfrage der Rechtsfrage zuwenden; hiebei hat er zu prü­
fen, ob die von ihm festgestellten Tatsachen, die in ihrer Ge­
samtheit, soweit sie rechtlich erheblich sind, als Sachverhalt 
bezeichnet werden, dem im Gesetz typisierten Tatbestand 

entsprechen. 

Bei der Lösung der Tatfrage ist der Richter auf seine Sinnes­
wahrnehmung angewiesen. Das ganze Beweisverfahren und 
sämtliche Vorschriften des Beweisrechtes dienen dazu, dem 

·) Von der Beigabe eines wissenschaftlichen Anmerkungsapparates wurde 
bewußt abgesehen. Näheres bei den Literaturangaben in F a s c h i n g, 
Kommentar zu den Zivilprozeßgesetzen 111 zu den Vorbem. vor§§ 351 ff.; 
Rosenberg-Schwa b, Zlvllprozeßrecht 11, S. 647; M ü I I er· 
K I a u s, Der Sachverständige im gerichtlichen Verfahren 1973. 
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Richter den persönlichen Eindruck von einem bestimmten Ge­
schehen zu vermitteln, bei dem er fast niemals unmittelbar 
Augen- und Ohrenzeuge ist, sondern das ihm immer durch 
Dazwischenschaltung anderer vermittelt wird. Das sind ent· 
weder andere Personen, Zeugen und Parteien, oder andere 
Hilfsmittel, nämlich Urkunden und Augenscheinsgegenstände. 
Die bloße Sinneswahrnehmung des Richters von bestimmten 
Mitteilungen, Zuständen oder bestimmten Tatsachen ist noch 
keineswegs eine Garantie dafür, daß aus diesen reinen Sin­
neswahrnehmungen heraus tatsächlich der Ablauf des Ge­

schehens in seinem Zusammenhang rekonstruiert werden 
kann. Diese Sinneswahrnehmungen für sich allein besagen 
noch nichts. Sie müssen erst gedeutet werden. Der Richter 
muß zur Tatsachenfeststellung über die bloße Rezeption der 
Sinneseindrücke hinaus deren Deutung entweder durch eigene 
Erfahrung oder durch eigene Kenntnisse vornehmen. Diese 
erlernten Kenntnisse sind letztlich fast immer das Ergebnis 
weitergegebener Erfahrung anderer. Auch der Richter besitzt 
notwendigerweise nicht eine allumfassende Erfahrung oder 
ein in allen Bereichen des Lebens gleich tiefes und er­

schöpfendes Wissen. ln diesem Umstande liegt bereits eine 
der möglichen Fehlerquellen der richterlichen Entscheidung, 
die zur ersten Fehlerquelle, nämlich mangelhafte oder un­
vollständige Sinneseindrücke, hinzutritt. Um den Sachverhalt 
feststellen ~u können, müssen Erfahrung und Fachwissen be­
reits in diesem Stadium eingesetzt werden. 

Talfrage von Rechtsfrage trennen 

Von dem Einsatz des Erfahrungswissens zur Lösung der 
Tatfrage, also der Gewinnung des Sachverhaltes, ist der Ein­
satz des Erfahrungswissens zur Lösung der Rechtsfrage ge­
nau zu trennen. Der letztere Fall liegt dort vor, wo die Erfah­
rung von der Rechtsordnung selbst generalisiert in die Norm 
eingeführt oder ·in der Rechtsnorm selbst stillschweigend vor­
ausgesetzt wird. Das spiegelt sich insbesondere in der Aus­
legung allgemeiner oder unbestimmter Rechtsbegriffe wieder. 
Hier ist die Erfahrung bereits sublimiert und um eine Ebene 
höher als vorhin mit einem generalisierenden Charakter ver­

sehen. Sie läßt sich leichter, wenn auch mit gefährlicheren 
Folgen substituieren und wird daher auch häufiger allgemei­
ner formuliert werden können. Durch die enge Verschwiste­
rung und Verknüpfung dieser Erfahrungssätze mit den Rechts­
begriffen als solchen, zu deren Ausfüllung und Auslegung sie 
ja dienen, ist es notwendi·g, sie als Bestandteil des sogenann­
ten Obersatzes im Rahmen der rechtlichen Beurteilung zu 
werten und nicht nur von den Tatsacheninstanzen, sondern 
auch von der zentralen Rechtsinstanz des Obersten Gerichts­
hofes unter dem Gesichtspunkte der Rechtsbeurteilung zu 
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überprüfen. Dies scheidet diese Erfahrungssätze deutlich von 
jenen, die nur zur Gewinnung des Sachverhaltes selbst die­
nen. 

Trotzdem bleibt das Schwerpunktgebiet für die Anwendung 
von Erfahrungssätzen und von Fachwissen die Gewinnung 
des Sachverhaltes. Dort zeigt sich, daß die Forderungen an 
das Gericht überspannt werden, wenn man von diesem um­
fassendes Erfahrungs- und Fachwissen verlangt. Die Kompli­
ziertheit der Lebensverhältnisse sowie die zunehmende Spe­
zialisierung und Differen~ierung der Lebensbereiche und der 
ganzen zum Leben der modernen Gesellschaft erforderlichen 
Hilfsmittel bringt es mit sich, daß von einem Richter allum­
fassendes Erfahrungs- und Fachwissen nicht vorausgesetzt 
werden kann. Unbedingt fordert dagegen das Gesetz und das 
Rechtsbewußtsein der Gemeinschaft vom Richter, daß er die 
materiellen Rechtsvorschriften, ihre Anwendung und Ausle­

gung und die Verfahrensnormen vollständig beherrscht und 
kennt, und daß er den unbedingten Willen zur Objektivität, 
Vollständigkeit und Unabhängigkeit besitzt. Dadurch wird der 
Richter zum Gesetzmäßigkeilsgaranten der Rechtsordnung. 

Ist so die Funktion und die Grenze richterlicher Tätigkeit klar 
umschrieben, dann kann sie auch der Funktion und der Tätig~ 
keit des Sachverständigen gegenübergestellt werden: 

Der Sachverständige hat im Prozeß drei verschiedene Auf­
gabenkreise zu erfüllen. Er hat dem Richter die fehlende 
Kenntnis von Erfahrungssätzen (und nur ganz ausnahmsweise 
auch von Rechtsnormen, nämlich dann, wenn es sich um 
solche handelt, deren Kenntnis das Gesetz nicht als selbst­
verständlich beim Richter voraussetzt - siehe § 271 ZPO) zu 
vermitteln; oder er hat auf Grund von Erfahrungssätzen aus 
einem feststehenden Sachverhalt Schlußfolgerungen zu zie­
hen; oder er hat letztlich auf Grund seiner besonderen Fach­
und Sachkunde Tatsachen festzustellen. 

Aus diesen drei Aufgaben ergibt sich, daß die Tätigkeit des 
Sachverständigen in jedem dieser genannten Fälle verschie­
den intens:iv ist. Im ersten Fall kann sich die Äußerung des 
Sachverständigen auf die Wiedergabe abstrakter Sätze aus 
dem Wissensgebiet des Sachverständigen beschränken. Die 
Anwendung dieser Erfahrungssätze auf den Streitfall bleibt 
dem Richter selbst vorbehalten. Der zweite Fall ist der im 
Gerichtsverfahren häufigste: Hier wendet der Sachverständige 
seine Fachkunde selbst an und übermittelt dem Richter mit 
ihrer Hilfe aus dem bereits feststehenden Tatsachenstoff des 

Prozesses die von ihm abgeleiteten Schlußfolgerungen. Aber 
auch hier wird er unumgänglich, schon um die Überprüfung 
zu ermöglichen, auch die allgemeinen Erfahrungssätze mit­
zuteilen haben, die die Grundlage seiner Schlußfolgerungen 
bilden. Im letzten der drei Fälle erfolgt die Tats·achenfest­
stellung durch ·den Sachverständigen vor al·lem dort, wo zu 
diesem Zweck eine besondere Fachkunde erforderlich ist, 
die der Richter nicht besitzt. ln diesen Bereich fällt ein großer 
Teil der ärztlichen Gesundheitszustandsfeststellungen, die 
Feststellung bestimmter biologischer Merkmale usw. 
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Sachverständiger und Richter 

Delinilion des Begrittes Sachverständiger 

Aus all dem läßt sich nun auch der Begriff des Sachverstän­
digen in befriedigender Weise definieren. Es handelt sich um 
eine Person, die besondere Sachkunde entweder wissenschaft­
licher oder technischer Art besitzt, oder ·die durch gewerbs­
mäßige Übung, aber auch durch wiederholte Erfahrungen auf 
einem bestimmten Gebiet erworben wurde. Dabei ist es gleich­
gültig, auf welchem Gebiet diese Sachkunde besteht. Es muß 
sich durchaus nicht um differenzierte wissenschaftliche Spe­
zialkenntnisse handeln, sondern es reicht hin, wenn der Sach­
verständige ein Erfahrungswissen oder eine Erkenntnis auf 
einem Gebiet hat, das dem Richter selbst nicht zugänglich ist. 
Die Notwendigkeit der Teilnahme eines Sachverständigen am 
Verfahren hängt nicht nur objektiv von der Schwierigkeit und 
von dem Umfang des zu beurteilenden Sachverhaltkomplexes 
ab, sondern ebensosehr davon, wieweit der Richter persön­
lich ein Fachwissen auf diesem Gebiet besitzt, wieweit er in 
diesem Bereich Erfahrungen hat. Erst auf Grund dieser bei­
den Komponenten, nämlich der objektiven Schwierigkeit und 

Spezialisierung des Tatsachengebietes und der subjektiven 
Kenntnisse und Erfahrungen des Richters, erg.ibt sich im Ein­
zelfalle die Notwendigkeit der Heranziehung von Sachver­
ständigen. 

Daher ist auch das Verhältnis zwischen Richter und Sachver­
ständigem ein durch Notwendigkeit bedingtes, das mehr­
sch.ichtig und spannungsgeladen ist. Die rechtsnormfreie 
Fachkenntnis des Sachverständigen steht neben der norm­
bezogenen Rechtsanwendung des Richters. Die volle rich­
terliche Verantwortung für den Richterspruch entbindet den 
Richter nicht .im Sacherforschungsbereich von der vollen Ver­
antwortung für den gewonnenen Sachverhalt. Da die Ober­
prüfungsmöglichkeiten des Richters .im Bereiche eines ihm 
nicht zukommenden Fachwissens eher problematisch sind, 
müssen sie durch Oberprüfungsmöglichkeiten der Parteien 
ergänzt werden. Es bleibt für immer ein Zentralproblem jedes 
richterlichen Verfahrens und überschattet auch die Entwick­
lung des Prozeßrechtes, ob und in welchem Rahmen es dem 
Richter möglich sein kann, ·auch in Bereichen die Verantwor­
tung zu übernehmen und eine effektive Prüfung vorzuneh­
men, in denen er auf Grund seiner Erfahrung und seines 
Fachwissens dem Experten gegenüber unterlegen scheint. 

Daher wurden verschiedene Versuche unternommen, den 
Sachverständigen stärker in den Prozeß und in die Entschei­
dungsverantwortung miteinzubeziehen. Die Lösungsversuche 
reichen von der Einbeziehung des Sachverständigen in die 
Richterbank bis zur Einordnung des Sachverständigen als 
reines Beweismittel. Während die Besetzung der Richterbank 
mit Sachverständi-gen in allen Rechtssachen notwendigerweise 
an der Vielfalt der Lebensverhältnisse und an der notwendi­
gen gerichtsorganisator:ischen Struktur und Kontinuität sowie 
auch an einer allgemeinen Gerichtsbarkeitsökonomie scheitern 
muß, setzt die andere Extremposition - der Sachverständige 
als reines Beweismittel - ein anderes Prozeßmodell voraus, 
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Sachverständiger und Richter 

nämlich einen reinen "Parteienprozeß". Sobald aber den 
Richter eine materielle Prozeßleitungspflicht (bzw. die Pflicht 
zur "materiellen Wahrheit") trifft, ergeben sich dogmatische 
Bruchlinien, die auch für die Prax·is folgenschwer sind. Nach 
diesem .. Beweismittei"-Modell hat die Partei, die einen be­
stimmten komplizierten Lebenssachverhalt behauptet und zu 
erweisen sucht, auch im Ge~icht die Überzeugung vom Vor­
handensein dieses Lebenssachverhaltes oder dem Bestehen 
solcher Erfahrungssätze hervorzurufen. Gelingt der Beweis 
nicht, dann geht dies zu Lasten der Partei. Das Gericht selbst 
hat dort nur die Aufgabe, sich von einem Sachverhalt über­
zeugen zu lassen und die ordnungsgemäße Durchführung des 
Verfahrens zu überwachen. Das ist im angelsächsischen Recht 
weitestgehend verwirklicht. Dort hat die Partei den Sachver­
ständigen bei Gericht zu stellen. Um aber eine Kontrolle zu 
schaffen, daß der Sachverständig,e nicht bloß den Parteistand­
punkt untermauert, sondern daß er objektive Erkenntnisse 
mittetlt, ist dort das Kreuzverhör als Mittel zur Objektivierung 
vorgesehen. Diese Lösung entbin·det den Richter praktisch 
von der Verantwortung für diesen Bereich insoweit, als es 
Aufgabe der Partei ist, ihn zu überzeugen, und daß es das 
Risiko der Partei ist, wenn der Richter nicht die erforderli­
chen Fachkenntnisse hat. Dazu kommt die Kostenfrage, die 
die prozeßführenden Parteien zusätzlich beschwert. Ein wei­
terer Nachtei'l ist, daß der Sachverständige, der als Sachver­
ständ.iger einer P.artei auftritt, wesentlich schwieriger seine 

Objektivität darzulegen und die Zweifel an einer allfälligen 
Parteilichkeit zu zerstreuen vermag. 

Vermittelnde Lösungen 

Im kontinentalen Europa haben sich schließlich vermittelnde 
Lösungen abgezeichnet, die ihrerseits aber ebenfal·ls nicht 
alle Schwierigkeiten ausräumen können: 

a) Die romanischen Prozeßordnungen übertragen unter dem 
Einfluß des französischen code de procedure civil die rich­
terliche Kognitionsbefugnis zum Teil auf den vom Gericht 
ausgewählten unparteiischen Sachverständigen. 

Sicherl-ich ist auch hier die Kontrolle des Richters über die 
Gesetzmäßigkeit des Zustandekommans des Gutachtens und 
wegen auffallender Unrichtigkeit nicht ausgeschlossen. Etwas 
abgeschwächt äußert sich das im italienischen Prozeß, dem 
wohl ·im wesentlichen auch dieser Gedanke der Teilüber­
tragung der Kognition innewohnt, bei ·dem aber die Kontroll­

möglichkeit der Parteien in Art. 201 c.p.c. dadurch erweitert 
wird, daß die Parteien selbst Sachverständige benennen kön­
nen, die zum amtlichen Sachverständigen hinzugezogen wer­
den. 
b) ln einer weiteren Gruppe von Ländern bezeichnet man den 
Sachverständigen ausdrücklich als Gehilfen des Richters, so 
etwa ·in den nordischen Ländern. Dort wird der Sachverstän­
di·ge in einer ähnlichen Position gesehen wie Dolmetscher 
und Protokollführer. Aber auch hier ist den Parteien als Kon~ 
trollmöglichkeit das Kreuzverhör eingeräumt. 
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c) ln den mitteleuropäischen Ländern, vor allem in Deutsch­
land und in Österreich, wird der doppelten Aufgabe des Sach­
verständigen Rechnung getragen. Hier regelt das Gesetz die 
Stellung des Sachverständigen so, daß er beiden Aufgaben, 
der eines Beweismittels und der eines Gehilfen des Richters, 
entsprechend gerecht werden kann. Zwischen der deutschen 
und der Österreichischen Lösung besteht aber ein Unterschied, 
weil in Osterreich die Prozeßleitungsbefugnis des Richters und 
seine volle Verantwortlichkeit für die Stoffsammlung weitergeht 
als die des deutschen Richters. Dies äußert sich unter ande­
rem vor allem darin, daß der Richter in Osterreich niemals 
an einen Vorschlag der Parteien bezüglich des Sachverstän-

digen gebunden ist, und zwar auch dann nicht, wenn die <2) 
Parteien sich auf eine bestimmte Person geeinigt haben. 

Das in der Österreichischen und deutschen Prozeßordnung 
und in den ihnen folgenden Prozeßordnungen verwirklichte 
System des Sachverständigen, das sich auch in der stärkeren 
Ausrichtung nach dem Grundsatz der materiellen Wahrheit im 
Strafprozeß deutlich wiederspiegelt, erkennt man in einigen 
wesentlichen Punkten: 

Zum ersten ist der Sachverständige auch von Amts wegen, 
nicht nur auf Grund eines Parteiantrages zu bestellen. Da­
mit ist darauf Bedacht genommen, daß nur der Richter selbst 
den Umfang seines Fachwissens in erster Linie beurteilen 
kann und muß. Die Parteien können nicht darauf Einfluß neh­
men und nicht beurtei'len, ob der Richter mit seinen persönli­
chen Fachkenntnissen dieses Problem selbst zu lösen im­
stande ist oder nicht. Hier zeigt sich aber auch deutlich, wie 
sehr der Richter die volle Verantwortlich·keit für die vollkom­
mene und ri_chtige Ermittlung des Tatsachenstoffes trägt. 

Ferner ist durch die Pflicht zum persönlichen Erscheinen, 
durch die Pflicht der Begründung von Gutachten und Befund 
und durch die Verpflichtung zu vollständiger und genauer 
Erfüllung des Auftrages dafür Sorge getragen, daß die Sach­
verständigentätigkeit kontrolliert werden kann. Die Objekti­
vität des Sachverständigen wird dadurch sichergestellt, daß 
der Richter zumindest .in Osterreich bei der Auswahl an Par­

teienvorschläge nicht gebunden ist, daß beim Auswahlver­
fahren ~der ständig bestellten gerichtlichen Sachverständigen 
die entsprechenden Vorkehrungen getroffen sind {in Oster-
reich durch das neue Sachverständigengesetz) und daß beim 
einzelnen Prozeß der Sachverständige ·aus den gleichen Grün-
den abgelehnt werden kann wie der Richter. 

Das oben erwähnte Spannungsverhältnis zwischen Richter 
und Sachverständi·gem ergibt sich aus den Grenzen der rich­
terlichen Verantwortung und Überprüfungsmöglichkeit einer­
seits, und aus der möglichen Überschreitung des Aufgaben­
bereiches des Sa·chverständigen anderseits. 

Kompetenz des Sachverständigen eingegrenzt 

Der Sachverständige wird unter voller Verantwortung des 
Richters in den Prozeß eingeführt. Nur dort, wo er bereits 
als Richter auf der Richterb-ank sitzt, ist die Situation anders, 
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denn hier trägt er auch die volle Verantwortung des Richters 
mit. ln allen übrigen Fäl·len, also dann, wenn er als Sachver­
ständiger im eigentlichen Sinne auftritt, wird er im Auftrage 
des Gerichtes tätig. Das Gericht schreibt ihm seine Aufgabe 
vor und legt die Grenzen seiner Täti·gkeit fest. Soweit ihm der 
Auftrag erteilt wird, bestimmte Tatsachen auf Grund seiner 
Fachkenntnis festzustellen, ergeben sich die Grenzen aus dem 
Auftrag direkt. Ebenso auch dort, wo er dem Gericht nur Er­
fahrungssätze oder Kunstregeln mitzuteilen hat. Erst dann, 
wenn der Richter aus einem bestimmten Sachverhalt be­
stimmte weitere Schlüsse zu ziehen hat, wird die Begren­
zung der Sachverständigenaufgabe interessant. Soweit das 
Gericht ihm bereits die Tatsache mitteilt, aus denen er die 

,....__ Schlußfolgerungen zu ziehen hat, ist der Sachverständige an 
die vom Gericht mitgeteilten Tatsachen gebunden, er hat also 
weder das Recht noch die Aufgabe, andere Tatsachenvarian­
ten als wahrscheinlicher hinzustellen, oder einer zusätzlichen 
Beurteilung zu unterziehen. Wo jedoch das Gericht dem Sach­
verständigen solche Tatsadlen nicht mitteilt, sondern ihm 
den ganzen Prozeßakt ohne nähere Weisung übersendet, ist 
die Sache anders gelagert, weil der Sachverständige noch 
nicht davon informiert ist, welche Tatsachen das Gericht sei­
ner Entscheidung als feststehend zugrundelegen wird. Er .ist 
also an keine diesbezügliche Tatsachenauffassung des Ge­
richtes gebunden, sondern muß aus dem Vorbringen der Par­
teien aUe wahrscheinlich ableitbaren Tatsachenfeststellungen 
annehmen und für jede dieser Varianten die gutächtliche Be­
urteilung auf Grund seiner Erfahrungen vornehmen; dabei 
kann er auch di·e bisherigen Beweisergebnisse berücksich­
tigen. Wo der Sachverständige Tatsachen zu erheben hat, 
wird er also ·gelegenmch den Sachverhalt aufklären müssen. 
Da er in diesem Punkte eine vorbereitende Tätigkeit für die 
Entscheidung des Gerichtes ausübt, muß ihm die Sachauf­
klärung im Umfang seines Auftrages unbedingt zugebilligt 
werden. Dabei taucht wieder ein verfahrensrechtliches Pro­
blem auf. Nach deutscher Auffassung darf der Sachverstän­
dige selbst weder Parteien noch Zeugen vernehmen und darf 
ohne Hilfe oder Anwesenheit des Gerichtes keine unmittel­
baren Schritte des Beweisverfahrens setzen. Dagegen ist nach 
überwiegender Auffassung in Osterreich der Sachverständige 
berechtigt, im Auftrage des Gerichtes alle die Maßnahmen zu 
setzen, die erforderlich sind, um seinen Auftrag zu erfüllen. 
Er kann daher die Parteien und andere Personen befr·agen, 
die zu untersuchenden Gegenstände jedenfalls an sich neh­
men oder an Ort und Stelle besichtigen. Ordnungsstrafgewalt, 
Zwangsmaßnahmen und Eid sind ihm aber verwehrt. Die Zivil­
prozeßordnung sagt anders als die Strafprozeßordnung nichts 
direktes über diese vorbereitende Tätigkeit des Sachverstän­
dfgen. Trotzdem wird man ihm die Erhebungsbefugnis schon 
zur Erreidmng des ihm erteilten Auftrages zubilligen müssen. 
Der Samverständige selbst muß aber dabei Mißverständnisse 
hinsichtlich seiner Objektivität von vornherein vermeiden und 
bei der Befundaufnahme und der Befragung der Personen die 
Parteien einladen und beiziehen. 
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Grenzen der Sachverständigentätigkeil 

Während sich die Grenzen der Sachverständigentätigkeit zur 
Tatsachenfeststellung aus dem Auftrage des Gerichtes und 
aus dem festzustellenden Sachverhalt ergeben, also für jeden 
Streitf·all individuell verschieden sind, ist eine Grenze absolut 
u'nd schon aus der Struktur des Prozesses unabdingbar. Es 
ist die dem Sachverständigen gesetzte Schranke vor dem Be­
reich der rechtlichen Beurteilung des Falles, die allein dem 
Richter vorbehalten bleibt. Hier wird gelegentlich die Befugnis 
des Sachverständigen ohne, aber ·auch mit Billigung des Ge­
richtes überschritten. Es ist menschl.ich verständlich, wenn ein 
Sachverständiger, der bei wiederholten Streitfällen ähnliche 
Lagen gesehen, ähnliche Tatsachen festgestellt und ähnliche 
Situationen auf Grund seiner Fachkenntnis entwirrt und deren 
Lösung und Beurteilung durch das Ger:icht erlebt hat, auch 
bereits ein bestimmtes Werturteil bezüglidl des rechtlichen 
Geschehens hat. Trotzdem ist es ihm verwehrt, die Tatsachen, 
die er festgestellt hat, oder die Erfahrungsschlüsse, die er 
gezogen hat, auch rechtlich zu bewerten, denn damit würde 
er in die Befugnis des Gerichtes eingreifen. Enthält also ein 
Gutachten Rechtsausführungen - und das kommt gar nicht 
so selten vor -, dann hat sie das Gericht als nicht geschrie­
ben anzusehen und den Sachverständigen zu belehren, daß 
er seine Kompetenzen überschritten hat. Dies muß auch dann 
geschehen, wenn es für den Richter bequemer wäre, die Be­
urteilung des erfahrenen Sachverständigen auch im Rechts­
bereich zu kennen, und wenn er sich daher schon im Ver­
trauen auf die persönliche Integrität des Sachverständigen das 
eigene Urteil ersparen könnte oder bestätigt fände. Aber hief 
würde ein Richter, der Rechtsausführungen des Sachverstän­
digen unbesehen übernimmt, seine Aufgabe schwer verletzen. 
Wie oben ausgeführt, trägt der Richter die Verantwortung für 
Vollständigkeit und Richtigkeit seiner Entscheidung. Um diese 
persönliche Ver·antwortung zu betonen und zu verstärken, hat 
er vom Gesetz das Recht und die Pflicht zur freien Beweis­
würdigung und die Verpflichtung zur Begründung seiner Wer­
tung in den Entscheidungsgründen (§ 273 Abs. 3 ZPO, §§ 258, 
281 Z. 5 StPO) auferlegt erhalten. Die Verantwortung des Rich­
ters fordert aber auch entsprechende Kontrollmöglichkeiten 
über den Sachverständig·en. Für die Erkenntnisse im Tal­
sachenbereich ist der Richter voll verantwortlich. Seine innere 
Überzeugung ist das Kriterium, nach dem er das Vorhanden­
sein oder Nichtvorhandensein von Tatsadlen festzustellen hat. 
Dieser rein individuelle und subjekt.ive Erkenntnisvorg·ang wird 
notwendigerweise dort durchbrechen, wo sich der Richter bei 
der Tatsachenfeststellung auf andere Personen zu stützen 
hat, vor allem also im Bereiche des Sachverständigen. An 
die Stelle unmittelbarer persönlicher Überzeugung von der 
Richtigkeit der gewonnenen Erkenntnis tritt in diesem Bereich 
nicht die unmittelbare Erkenntnis des Richters von den Tat­
sachen selbst, sondern die Erkenntnis und Oberzeugung da­
von, daß der Sachverständige ridltig gehandelt hat. Das setzt 
Vertrauen in die Person des Sachverständigen und in seine 
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fachliche Autorität voraus, führt aber auch dazu, daß dem 
Richter ent~prechende Kontrollmöglichkeiten gewahrt bleiben 
müssen. Die erste und theoretisch sicherste Kontrollmöglich­
keit ist ·das eigene Fachwissen des Richters. ln gewissen nicht 
so komplizierten Teilgebieten wird sich der Richter ohne wei­
teres oder auch mit Mühe und Nachdruck das erforderliche 
Fachwissen verschaffen können, um die Ergebnisse des Sach­
verständigengutachtens an Hand der eigenen Schlußfolgerun­
gen zu überprüfen. Woher der Richter das zur Kontrolle be­
nötigte Spezialwissen erwirbt, läßt sich nicht erschöpfend 
darstellen; es können persönliche Studien, Bücher, eigene 
Erfahrungen, eine daneben betriebene Spezialausbildung oder 

eine Nebentäügkeit sein. ln der Praxis wird diese Möglichkeit, 
außer etwa auf dem verkehrsrechtlichen Sektor, nicht allzu 
groß sein. ln gewissen ständig wiederkehrenden Spezialbe­
reichen wird der Richter schon an Hand früherer Gutachten 
und der aus diesen Gutachten empfangenen Anregungen und 
Verweisungen ·auf weitere Erkenntnisquellen in immer größe­
rem Maße ein Spezialwissen erwerben, das sich besonders 
in Spezialabteilungen der Gerichte immer deutlicher und posi­
tiv herausstellt. Hier ist eine Wechselbeziehung zwischen dem 
Fachwissen des Sachverständigen und dem immer stärker 
werdenden Fachwissen des Richters feststellbar, und gerade 
diese Wechselbeziehung bietet praktisch eine günstige Kon­
trollmöglichkeit Sie kann den Richter in die Lage versetzen, 
einem Gutachten mit Oberzeugung fol•gen zu können oder be­
gründete Bedenken gegen ein Gutachten zu haben, ihm also 
nicht zu folgen und es überzeugend begründet abzulehnen; 
oder gar bei Zweifel einen zweiten Gutachter heranzuziehen. 
Damit ist die eine verfahrensrechtliche Kontrollmöglichkeit des 
Richters erschöpft. Er kann auf Grund seiner eigenen Sach­
kenntnis oder seiner eigenen Bedenken entweder an die Stelle 
der Erkenntnisse des Sachverständigen seine Erkenntnisse 
setzen. Er muß sie aber begründen und ebenso wie der Sach­
verständige alle Angaben machen, die eine Überprüfung sei­
ner Schlußfolgerungen ermöglichen. Als zweite Möglichkeit 
steht ihm offen, ein weiteres Gutachten heranzuziehen; aber 
auch bei dessen Würdigung ist er frei, braucht ihm also nicht 

zu folgen, sondern kann ebenso dem Erstgutachten folgen 
oder eine dritte Meinung vertreten, die er allerdings über­
prüfbar zu begründen hat. 

Kontrollmöglichkelt der Parleien 

Neben die richterlichen Kontrollmöglichkeiten treten diejeni­
gen der Parteien. Eine von ihnen ist die in unmittelbarer 
lebendiger Verhandlung durch Fragestellung an den Sach­
verständigen, Lücken oder Widersprüche im Gutachten auf­
zuzeigen. Hier ist das Problem nicht selten ein ähnliches wie 
beim Richter. Sehr häufig ist die Partei oder ihr Vertreter 

nicht sachkundig genug, um ernstliche Bedenken gegen ein 
Gutachten vorbringen zu können. Oft tritt an Stelle des Ver­
suches, das Gutachten im Wechselgespräch sachlich zu er­
schüttern, der Versuch mit rhetorischen Mitteln die Autorität 
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des Sachverständigen zu untergraben und ihm die Glaubwür­
digkeit mit rein verhandlungstaktischen Methoden zu nehmen. 
Es gehört zur richterlichen Pflicht der Prozeßleitung, die Per­
son des Sachverständigen vor Angriffen oder vor Fragen zu 
schützen, die nicht die Sache, sondern ausschließlich die Per­
son zum Gegenstand haben. Gute Parteienvertreter werden 

zur Ausschöpfung der Kontrolle versuchen, ein schriftliches 
Gutachten zu erhalten oder davon Abschrift zu nehmen und 
mit fachkundigen Branchenkollegen des Sachverständigen den 
Inhalt dieses Gutachtens zu erörtern. Aber eine solche Kon­
trollmöglichkeit hat faktische Grenzen, denn es gibt auch im 
Bereich gewisser Sachverständi·genzweige bestimmter Berufs­
gruppen so etwas wie eine berufliche Solidarität nach außen, 
mögen auch im Innenverhältnis die Spannungen außerordent­

lich groß und der Konkurrenzkampf beinhart sein. Schwieriger 
als die Auseinandersetzung mit einem schriftlichen Gutachten 
ist es, in der öffentlichen Verhandlung ein erst dort vorgetra­
genes mündliches Gutachten durch sachliche Kriter,ien zu er­
schüttern. Aber auch hier wird entsprechende Prozeßvorberei­
tung der halbe Erfolg sein. 
Ein weiterer Versuch der Kontrolle durch die Parteien besteht 
in der Vorlage eines Privatgutachtens einer fachkundigen 
Person, die die Partei selbst in ihrem Auftrage und für sich 
dazu veroanlaßt, ihr ein schriftliches Gutachten über den strei­
tigen Sachverhalt zu erstellen. Solche Privatgutachten genie­
ßen im Prozeß nicht den Rang des amtlichen gerichtlichen 
Sachverständigengutachtens. Das Gericht hat ein Privatgut­
achten als Parteienvorbringen zu bewerten, und falls es das 
Gutachten in das Beweisverfahren einzubeziehen wünscht, als 
Urkundenbeweis heranzuziehen. ln diesem Rahmen kann das 
Privatgutachten allerdings auch den Richter dazu bestimmen, 
sich eine eigene Meinung zu den vorliegenden gerichtlichen 
Sachverständigengutachten zu bilden und gegebenenfalls eine 
Kontrolle dieses Gutachtens zu veranlassen. 
Die den Parteien zustehende dritte Möglichkeit der Kontrolle 
der Richtigkeit sachverständiger Gutachten bieten die Rechts­
mittel. Hier ist je nach dem Rechtsmittelsystem die Möglich­
keit mehr oder minder begrenzt. Der Vorwurf, das Gericht sei 
einem unvollständigen Gutachten gefolgt, stellt sich als ein 
Verfahrensmangel dar. Der Vorwurf, das Gutachten habe zu 

unrichtigen Schlußfolgerungen geführt, die das Gericht dann 
geteilt habe, ·ist der Vorwurf unrichtiger Würdigung der Be­
weise oder unrichtiger Tatsachenfeststellung durch das Ge­
richt. Dieser letzte Vorwurf läßt sich in Rechtsmitteln, die sich 
nur auf die rechtliche Überprüfung eines bereits feststehen­
den Sachverhaltes beschränken, nicht mehr geltend machen. 
Die Überprüfung eines Sachverständigengutachtens im Revi­
sionsverfahren ist dort ausgeschlossen, wo der Sachverstän­
dige in seinem Gutachten Tatsachen festgestellt hat, die das 
Gericht seiner Entscheidung zugrunde gelegt hat; oder wo 
es Erfahrungsschlüsse aus Tatsachen gezogen hat, die der 
Gewinnung des Sachverhaltes dienten. Nur dort, wo die Er­
f.ahrungssätze des Sachverständigen zur Subsumtion im Be­
reiche des Obersatzes herangezogen wurden, liegt ein Man-
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gel vor, der zu einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung der 
Sache geführt hat und dann die Überprüfung durch das Revi­
sionsgericht ermöglicht. 

EHektivität der Kontrolle 

Trotz dieser dem Richter und den Parteien eingeräumten Kon­
trollmöglichkeiten bleibt das unbefriedigende Bewußtsein zu­
rück, daß diese Kontrollen nur beschränkt und keineswegs 
immer effektiv sind. Die ständige Komplizierung unserer Le­
bensverhältnisse, das lawinenartige Anschwellen des Wissens­
und Erfahrungsstoffes und der Umstand, daß selbst bei Spe­
zialisierung der Richter der einzelne nicht oder nur selten in 
der Lage ist, dem Rechtswissen ein umfänglich gleichwertiges 
Sachwissen des Entscheidungsgebietes an die Seite zu stel­
len, sind die Ursachen dieses Unbehagens. Jede Kontrollmög­
lichkeit der Verfahrensordnung, jeder Versuch, den Sachver­

ständigen bruchlinienfrei einzubauen, scheitert an dieser Ent­
wicklungstendenz. Es gibt keine Patentlösung für das Pro­
blem. Die wichtigste Erkenntnis daraus ist nur, daß dem 
Sachverständigen ein immer stärker werdender Aufgabenkreis 

in der Gerichtsbarkeit ·zukommt, daß er in immer größerem 
Maße zum bedeutungsvollen Mitträger der Rechtsprechung 
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und des Rechtsschutzes wird. Dem Gefühl, das der einzelne 
im Leben immer wieder hat, nämlich mehr oder minder hilf­
los dem Spezialisten ausgeliefert zu sein, begegnet heute so­
gar der Richter selbst im Rahmen der Gerichtsbarkeit und der 
Rechtspflege. 
Hier zeigt sich eine Kehrseite der freien Beweiswürdigung, 
die allerdings deren Vorzüge nicht zu überwiegen vermag, die 
darin bestehen, daß sie im Zusammenhang mit dem rechtli­
chen Gehör und der Unabhängigkeit des Richters ein Boll­
werk des Rechtsschutzes für den einzelnen gegenüber den 
kollektiven Mächten ist; denn sie ist Ausdruck der eigenver­
antworUichen umfassenden Persönlichkeit des entscheidungs­

bewußten Menschen schlechthin. Da aber auch der Gesetz­
geber dieses Problem wohl nicht zu lösen vermag und die 
Kluft zwischen der ständigen Spezialisierung und den Ober­
prüfungsmöglichkeiten des Richters sich nur zu verringern, 
nicht aber völlig zu schließen vermag, hängt ein wenigstens 
weitgehend störungsfreies Funktionieren der Rechtspflege von 
enger, verständnisvoller und ihrer Grenzen wohl bewußter 
Zusammenarbeit zwischen Richtern und Sachverständigen 
ab, in deren Rahmen die wachsende Bedeutung des Sachver­
ständigen ihre sachliche Rechtfertigung findet. 
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Die Verantwortung des gerichtlich 
beeideten Sachverständigen 
Dlpl.·lng. Leo Spielt, Präsident des Hauptverbandes der allgemein beeldeten gerichtlichen Sachverständigen 
Osterreichs 

Es sei mir erlaubt, in der ersten Nummer dieser Zeitschrift 
einen Beitrag zum Thema "Die Verantwortung des Sachver­
ständigen" zu bringen, ein Thema, das mich während der 
g·anzen Zeit meiner Sachverständigentätigkeit und ganz be­
sonders, seit ich als Präsident des Hauptverbandes der all­
gemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 
immer wieder mit der Tätigkeit von Sachverständigen bei Ge­
richt konfrontiert werde, beschäftigt hat. 

Die Tätigkeit des Sachverständigen ruht auf zwei Grundpfei­
lern: auf seinem Fachwissen und auf dem Wissen um seine 
Verantwortlichkeit. Wenn man bisher angenommen hat, daß es 
bei dem ersten Kriterium, dem Fachwissen, keine Schwierig­
keiten geben dürfte, da man voraussetzen sollte, daß jeder 
bei Gericht tätige Sachverständige über überdurchschnittliches 
Fachwissen verfügt - da er ja in seinen Gutachten die fach­
liche Leistung und das Fachwissen von Fachkollegen zu be­
gutachten hat -, so scheint sich hi·er, bedingt durch mancher­
lei Faktoren, 'in der letzten Zeit ein Wandel abzuzeichnen, der 
meines Erachtens nicht zum Guten führt. Während früher der 

Sachverständige seine TäHgkeit auf l·angjährigen Erfahrungen 
in seiner Berufspraxis aufbaute, wobei entsprechende theo­
retische Kenntnisse natürlich Voraussetzung waren, gibt es 
derzeit in zunehmendem Maße Bewerber, deren Berufspraxis 
gerade das im Gesetz vorgeschriebene Mindestmaß erreicht, 
deren Kenntnisse überwiegend theoretischer Natur sind und 
die mit der Praxis nur noch in Form der von ihnen zu beur­
teilenden Schadensfälle konfrontiert werden. Sie sind in vie­
len Fällen gar nicht mehr gewillt, ihren erlernten Grundberuf 
auszuüben, sondern beabsichtigen, ihre Existenz auf der Sach­
verständigentätigkeit aufzubauen. Ihr Beruf ist, was dem Wil­
len des Gesetzgebers widerspricht, "Sachverständiger". Fun­
diertes Fachwissen wird dann mitunter durch pseudowissen­
schaftliche Diktion ·und zum Teil auch durch Aggressivität er­
setzt. Diese Entwicklung ist in den verschiedenen Fachgruppen 
unterschiedlich, die überwiegende Zahl der Fachgruppen .ist 

von ihr - derzeit noch - verschont. 

Das Thema "Fachwissen" ist aber eng verbunden mit der 
Verantwortung des Sachverständigen. Ich möchte daher hier 
noch einmal betonen, daß meines Erachtens eine langjährige, 
weit über das im Sachverständigengesetz vorgeschriebene 
Mindestausmaß hinausgehende Tätigkeit im Grundberuf neben 
hervorragenden theoretischen Kenntnissen die unabdingbare 
Voraussetzung der gerichtlichen Sachverständigentätigkeit sind. 
Nur aus dieser langjährigen Verbindung von umfassenden 
theoretischen Kenntnissen mit langjährigen praktischen Berufs-
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erfahrungen ist der Sachverständige seiner Verantwortung ge­
wachsen. 

Um zum eigentlichen Thema dieser Ausführungen zu kommen, 
darf ich noch einmal auf einige grundsätzliche Feststellungen 
in meinem Vortrag auf dem Wiener Internationalen Sachver- '\._.... 
ständigenkongreß zurückgreifen. 

Ich habe damals und seitdem zu wiederholten Malen ausge­
führt, daß die Sachoverständi·gentätigkeit in letzter Zeit aus den 
verschiedensten Gründen mehr in das Blickfeld der Öffent­
lichkeit und damit in den Bereich der Kritik getreten ist. Ich 
habe versucht, die Gründe für so manche berechtigte Kritik 
zu finden und habe auf die Infragestellung und z. T. Auflö­
sung früher feststehender Grundbegriffe hingewiesen. Im Vor­
wort zu einem Artikel über "Staat und Gesellsdlaft suchen 
sich selbst" vom 11. August 1973 in der Tageszeitung .,Die 
Presse" wird ausgeführt: 

"Wer sich erinnert, wie sich seine Umwelt vor 30 oder noch 
vor 10 Jahren verstand, was damals ,selbstverständlich' war, 
heute aber keineswegs mehr ist, der erfaßt erst den tiefen 
Wandel des Lebens innerhalb einer Generation." 

"Die Presse" führte weiters aus: 
"Wenn Wir heute von Staat, Gesellschah, Familie, Ehre, Beruf, 
Pflicht sprechen, zeigt sich, wie doppeldeutig, umstritten, ja 
teilweise geradezu negativ diese Begriffe im Gebrauch ge­
worden sind." 
Alle, die diese Zeit wach miterleben, wissen, daß es heute 
leichter ist, Begriffe aus dem Gebiet der Naturwissensd1aft 
klar abzugrenzen und zu definieren, als Begriffe aus dem 
Gebiet der Ethik, einem Gebiet, unter das das Thema dieser 
Ausführungen einzureihen ist. 
Ich will zu Beginn meiner Ausführungen keinen Zweifel dar­
über aufkommen lassen, daß "Ordnung" und "Verantwortung" 
von mir als feste, unabdingbare Begriffe, nicht nur der Sach­
verständigentätigkeit, sondern des Lebens in der menschlichen 
Gesellschaft überhaupt angesehen werden, und zwar in einer 
Art, die ich hinsichtlich der Sachverständigentätigkeit mich 
bemühen werde, .im folgenden klarzulegen. 

Um mehr Verantwortlichkelt bemühen 

Ich könnte hier an Hand mir vorgelegter Unterlagen eine 
Reihe von Beispielen anführen, wie wenig manche Sachver­
ständige sich z. T. ihrer Verantwortlidlkeit bewußt sind. Ich 
erspare mir diese und stelle fest, daß doch der weitaus über­
wiegende Teil der Sachverständigen sich im Rahmen seiner 
Fachkenntnisse um eine richtige Gutachtenserstel'lung und 
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um gewissenhafte Erfüllung seiner Pflicht bemüht. Sind es 
aber nicht immer wieder gerade die Ausnahmen, die in unse­
rer zweifellos sensationshungrigen Zeit publiziert werden und 
die dann zu einem negativen Gesamtbild führen? 

Und liegt es nicht in der Verantwortung der Stellen, die Ein­
fluß auf ·Bestellung und Streichung aus den Sachverständigen­
listen haben, ihr Augenmerk gerade diesen Außenseitern zu­
zuwenden? 
Das Ansehen der Gerichtsbarkeit ist so eng mit der Sach­
verständigentätigkeit verbunden, daß Obacht und objektive 
Beurteilung hier wohl am Platze sind. 
Ein Unbeha'gen an Sachverständigenprozessen ist nicht nur 

( . bei Richtern und Redltsanwälten, sondern auch in der Offent-
'-- Iiehkeii z. T. vorhanden; in 

holt Ausdruck gefunden. 
Gewiß ist das Unbehagen 

Presseberichten hat dies wieder-

bei verschiedenen Fachgebieten 
graduell unterschiedlich, nicht aber grundsätzlich, sondern 
eher wegen der ins Auge fallenden, mehr oder weniger leicht 
zu beurteilenden Folgen. 
Ursache für dieses teilweise vorhandene Unbehagen sind 
meines Erachtens zwei Gründe, und zwar erstens die Frage 
der Qualität des Sachverständigen und des von ihm zu er­
stattenden Gutachtens und zweitens die Stellung des Sach­
verständigen im Gerichtsverfahren. 
Das Problem der mangelhaften Qualität des Gutachtens liegt 
zwischen zwei Polen: zwischen der Fragwürdigkeit der Gut­
achtenserstattung infolge mangelhaften Fachwissens und -
gewiß in den selteneren Fällen - infolge einer nicht unpar­
teilichen Einstellung bzw. der wohl persönlich unparteilichen 
aber doch subjektiv festgelegten Einstellung des Sachverstän­
digen. Es gibt Fachgebiete, bei denen selbst von Kapazitäten 
dieses Gebietes wohlbegründete ·aber zu vollkommen entge­
gengesetzten Ergebnissen gelangende Gutachten erstattet 

:, werden. 

Zum zweiten Punkt, der Stellung des Sachverständigen im 
Gerichtsverfahren, ist zu sagen, daß das Unbehagen an Sach­
verständigenprozessen, ·und zwar sowohl bei Richtern als auch 
bei Anwälten bedingt ist durch die in den letzten Jahren 
immer rasantere Entwicklung von Wissenschaft und Technik. 
Es ist für den Juristen als Laien auf dem zu beurteilenden 
Fachgebiet daher kaum mehr möglich festzustellen, ob die vom 
Samverständigen gegebenen Begründungen richtig oder 
falsdl sind. Sdlon die Überprüfung der Behauptung etwa, daß 
die derzeit gültigen wissenschaftlichen oder technischen Er­
kenntnisse zum Beurteilungszeitpunkt noch nicht bekannt 
waren, bedarf in den meisten Fällen einer langjährigen, ein­
gehenden •Fachkenntnis oder einer umfangreichen Fachlitera­
tur, die beim J.uristen nicht vorausgesetzt werden können. 
Oe jure ist der Sadlverständige eines der Beweismittel, die 
dem Richter zur Verfügung stehen, de facto ist er jedoch meist 
Richter ins·oferne, als bei der ständig wachsenden Kompli­
ziertheit der wissenschaftlichen und technischen Materie, die 
dem Sachverständigen aufgetragenen Fragen für den Richter 
als Laien auf dem betreffenden Fachgebiet nicht mehr über-
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schaubar und beurteilbar sind, er sich daher in der Beurtei­
lung der Fachfragen auf den Sachverständigen verlassen muß 
und dessen Gutachten als Urteilsgrundlage übernimmt, wobei 
hinzukommt, daß die dem Richter verbleibenden Rechtsfragen 
in diesen Prozessen oft geringfügig sind gegenüber den 
Fachfragen. Auch dem Anwalt fällt es immer schwerer ohne 
Beiziehung eines erstklassigen und daher meist Ieuren Pri­
vatsachverständigen sich ein Urteil über die Richtigkeit oder 
die Mangelheftigkeit des vom Gerichtsachverständigen erstat­
teten Gutachtens zu bilden, wobei ja aus der Erfahrung be­
kannt ·ist, daß auch Gegengutachten keineswegs immer zu 
einem richtigen Ergebnis führen. 

Aus dieser starken Stel·lung des Sachverständigen bei Ge­
richt erwachsen nun z. T. Fragen, die zu dem von mir ge­
nannten Unbehagen führen. Der Sachverständige steht in einer 
Verantwortung, der er ausbildungsmäßig - mit Ausnahme der 
Gerichtsmediziner -, aber meist auch entsprechend seiner 
sonstigen beruflichen Tätigkeit, die ihn aus der Konkurrenz­
situation heraus zu aggressiverem Denken bringt, nicht recht 
gewachsen ist. Von seiner berufsmäßigen Tätigkeit her fehlt 
ihm meist auch das innere Unbeteiligtsein, das dem Richter 
selbstverständlich ist; als Wissenschaftler oder Techniker steht 
er meist mit innerem Engagement einer Sache gegenüber. 
Ich sagte oben bereits, daß die Verantwortung des Sachver­
ständigen im ethischen Bereich liegt und daß es hier, darüber 
sind wir uns wohl einig, derzeit keine allgemein gültigen Richt­
linien gibt. Wir befinden uns da augenblicklich etwa in der 
Lage der Turmbauer zu Babel mit ihrer Sprachverwirrung. 
Vor nahezu 25 Jahren, im Jahr 1949, hat der damalige VizeM 
präsident des Landesgerichtes für Zivilrechtssachen Wien, Dok­
tor Wilhelm Ma.laniuk, später Präsident des Oberlandesgerich­
tes Wien, auf Ersuchen des Hauptverbandes einen Vortrag 
zum Thema "Das Gericht und der Sachverständige" gehalten, 
indem er mit der dem Juristen eigenen Sachlichkeit den gan­
zen hiermit verbundenen Fragenkomplex erläutert hat. 
ln der Einleitung zu seinem Vortrag führte Präsident Dokto1 
Malaniuk aus: "Sachverständige sind Gehilfen des Gerichtes, 
Diener der Gerechtigkeit und damit in den Dienst eines· her­
vorragenden Teiles der Staatsgewalt gestellt." 

Heller des Richters 

Wenn wir an Stelle von "Gehilfen des Gerichtes" wohl lieber 
"Helfer des Richters" sagen würden, so hat seine Feststel­
lung heute doch noch unbeschränkte Gültigkeit. 
Dr. Malaniuk führte nach einer kurzen Erläuterung der auf 
Montesquieu beruhenden, also seit dem Beginn der Neuzeit 
und damit seit dem Bestehen des modernen Staatsbegriffes 
geltenden Gewaltentei·lung aus: "Gerichtlich beeidete Sach­
verständige sind mithin Diener der Gerechtigkeit, also jener 
dritten Gewalt im Staate, der Rechtsprechung." 
Mit dieser Feststellung ist die ganze Verantwortung des Sach­
verständi•gen klar umrissen. 
Der Sachverständige ist der Helfer des Richters bei dessen 
Bemühungen um Wahrheits- und Rechtsfindung. Der Richter 
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muß daher beim Sachverständigen die gleiche Objektivität 
voraussetzen, die auch die Vorbedingung für sein Richteramt 
ist. 

Der Sachverständige mit seinem besonderen Fachwissen er­
möglicht es erst dem Richter, die bei einem Rechtsfall vorlie­
genden fachlichen Tatsachen rechtlich zu bewerten indem er 
dem Gericht die Kenntnis von Erfahrungssätzen aus seinem 
Fachgebiet übermittelt, auf Grund seiner Sechkunde Tatsachen 
feststellt und dem Gericht übermittelt oder bestimmte Tat­
sachen auf Grund der Erfahrungssätze seines Wissensgebie­
tes beurteilt. 
Der Sachverständige stellt mithin sein Fachwissen verantwort­
lich zur Verfügung, dem Richter verbleibt die volle Verant­
wortung der rechtlichen Beurteilung des Falles. 
Aus dieser Zusammenarbeit von Richter und Sachverständigen 
wächst nicht selten ein persönliches Vertrauensverhältnis. 
Dr. Kurt Jessnitzer, vorsitzender Richter am Oberlandesgericht 
Hamm, führt in seinem Standardwerk "Der gerichtliche Sach­
verständige" hierzu aus: 
"Da nun einmal der Richter allein verantwortlich seine Ent­
echefdung trifft, zu der der Sachverständige ihm als Helfer 
das Rüstzeug liefert, kann im Bereiche der Rechtsprechung 
einzig und allein die juristisch bezogene Denkweise zur An­
wendung gelangen. Der Richter wird zwar im Interesse eines 
besseren gegenseitigen Verstehans der naturwissenschaftli­
chen Betrachtungsweise des Sachverständigen Rechnung tra­
gen und darf diesen insbesondere mit seinen Fragen nicht 
überfordern, aber der Sachverständige muß wissen, daß die 
Entscheidung nach einer der seinigen fremden Denkweise ge­
fällt wird und sich bemühen, bei seinen Gutachten diesen 
Umstand nach besten Kräften zu berücksichtigen. Die Erfah­
rung zeigt, daß es zwischen Richtern und Naturwissenschaft­
lern, die keine forensische Erfahrung haben, selbst wenn sie 
Kapazitäten auf ihrem Fachgebiet sind, leicht zu Mißverständ­
nissen kommt. Gegenseitiges Verstehen und Vertrauen wollen 
sich dann oft nicht einstellen und das Gutachten erlangt keine 
Überzeugungskraft. Der forensisch Erfahrene, der weiß, wor­
auf es ankommt, richtet sein Gutachten entsprechend ein und 
viele Richter haben für bestimmte Gebiete "ihre" Sachver­
ständigen, bei denen sie auf Grund langer Zusammenarbeit 
ein nahezu kollegiales Verhältnis verbindet. 
Im übrigen muß sich der Richter, so lieb und wert ihm auch 

"sein" alter Sachverständiger geworden sein mag, im Inter­
esse des Dienstes am Recht auch ihm gegenüber seine Unab­
hängigkeit bewahren, sich vor einseitiger Festtagung hüten 
und auch einmal andere Vertreter des gleichen Fachgebietes 
hören. Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß der .,Sachver­
ständige vom Dienst", den das Ge~icht regelmäßig heranzu­
ziehen pflegt, mitunter der Gefahr ausgesetzt ist, sich mit der 
Zeit als "unfehlbar und unentbehrlich anzusehen". 
Auch Dr. Aurnhammer, der seit Jahren in Wiesbaden und am 
Tulbingerkogel bei Wien die Seminare für Bausachverständige 
veranstaltet, hat in einem Artikel "Der Bausachverständige 
vor Gericht im Spannungsfeld von Verantwortung und Verant-
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wortlichkeit" in der Zeitschrift "Architekt + Ingenieur" auf die 
mit dieser Frage verbundenen Probleme hingewiesen. Er stellt 
in diesem Artikel fest, daß in Zusammenarbeit zwischen Rich­
ter ·und Sachverständigem nur derjenige mit Erfolg im Dienst 
der Rechtsprechung tätig sein kann, der nicht nur über das 
erforderliche Fachwissen verfügt, hiezu sind die besten Fach­
leute gerade gut genug, sondern der im Inneren und auch 
nach außen hin völlig unabhängig ist, der also im Streit der 
Parteien eine absolut neutrale Stellung einnimmt. 

Unparteiische Einstellung ist vornehmste Pflicht 

Die objektive und unparteiische Einstellung ist die vornehmste 
und unabdingbare Pflicht des Sachverständigen. 
Dr. Jessnitzer stellt in seinem vorhin von mir zitierten Werk 
hiezu fest, daß - so selbstverständlich diese ·an den Helfer 
des Richters gestellte Forderung auch erscheinen mag - ihre 
Erfüllung doch ein hohes Maß an Charakterfestigkeit erfordert. 
Ich will nicht einmal an persönliche Beziehungen zwischen 
Sachverständigem und Prozeßpartei denken, die den Sach­
verständigen ja zur Befangenheitserklärung zwingen sollten, 
bereits Kollegialitätsgefühl und Mitleid sowie innere Verbun­
denheit mit den Parteien sind in der Lage, die Objektivität des 
Sachverständigen zu gefährden. 

ln jedem F·alle muß der Sachverständige sich aber bewußt 
sein, daß er durch seine Gutachtertätigkeit maßgeblich zur 
Mitwirkung an einem Akt der Rechtsprechung berufen ist 
und daß er, getreu dem von ihm geleisteten Eid, das Gutach­
ten nach bestem Wissen und Gewissen und unparteiisch zu 
erstatten hat. Sieht er sich nach gewissenhafter Prüfung hiezu 
nicht in der Lage, sollte er um Enthebung von seinem Auf­
trag bitten.-

Die wirtschaftliche Situation des Sachverständigen besitzt ohne 
Zweifel Einfluß auf seine Unabhängigkeit. Ein Sachverständi­
ger, der ausschließlich von seinen Gutachterhonoraren leben 
und seine Familie erhalten muß, ist hiedurch - falls er nicht 
einen sehr starken Charakter besitzt - der Versuchung aus­
gesetzt, seine Gutachten so zu erstatten, daß er damit seine 
weitere Bestellung in der Zukunft nicht gefährdet. 

Auch die starke wirtschaftliche Bindung eines "hauptberufli­
chen" Sachverständigen ,an einen - außergerichtlichen - Auf­
traggeber muß in diesem Zusammenhang erwähnt werden. 
Die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Sachverständigen 
sichert meines Erachtens - zumindest in der überwiegenden 
Anzahl der Fälle - die erforderliche innere Unabhängigkeit. 

Die von mir oben angeschnittenen Probleme sind nicht nur 
bei uns in Österreich aktuell, wie aus einigen in der letzten 
Zeit im Organ des Deutschen Bundesverbandes der öffent· 
lieh bestellten und vereidigten Sachverständigen erschiene­
nen Veröffentlichungen zu entnehmen ist. Ich verweise hier 
insbesondere auf das Referat des Präsidenten der Industrie­
und Handelskammer Regensburg, Willy Lersch, das anläßlich 
einer Veranstaltung der Industrie- und Handelskammer Re­
gensburg mit dem Landesverband Bayern öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger e. V. gehalten wurde (ver· 
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öltentlieht in: .,Der öffentlich bestellte und vereidigte Sach­
verständige", Heft 12, Dezember 1976). 

Präsident Lersch, der seiner Stellung entsprechend naturge· 
mäß mehr die Bedeutung des Sachverständigen in den Berei­
chen der Wirtschaft herausstellt, stellt einleitend fest, daß 
die Bedeutung und der Einfluß der Sachverständigen im ge­
werblichen und im gerichtlichen Bereich in den letzten Jahr­
zehnten erstaunlich stark gewachsen ist und sieht den Grund 
hiefür in der Entwicklung der Naturwissenschaften und der 
daraus fol,genden Technisierung. Im Zuge seiner Ausführungen 
beschäftigt er sich auch eingehend mit der Frage der "Span­
nungsfelder beim Kfz-Sachverständigen" und mit der Frage 

"Versicherungen und Sachverständige". 

Es würde zu weit führen, im Rahmen dieses Artikels auf 
diese Fragen einzugehen, ich will aber seine auch für uns 
interessanten und aktuellen Schlußfolgerungen anführen. 

Präsident Lersch führt aus: 

.,Die Frage nach der Bedeutung des Sachverständigen für die 
Wirtschaft {ebenso für das Gericht. d. Verf.) ist auch zugleich 
eine Frage nach der Qualifikation des Sachverständigen , .. 
Um zu gewährleisten, daß die gutachterliehe Tätigkeit der 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen die zu 
stellenden Ansprüche der Wirtschaft erfüllt, ist eine hinrei­
chende Überwachung und Kontrolle erforderlich, nicht zuletzt 
unter dem Gesichtspunkt, daß ein Widerruf der Bestellung 
erfolgt, wenn der Sachverständige den zu stellenden Anforw 
derungen nicht mehr entspricht. Wer von der Funktion und 
Position her zwischen hart entgegengesetzten Interessen 
steht, der kann der Versuchung unterliegen, sich aus dieser 
schweren Verantwortung hinwegzustehlen. Da sind einmal die 
Schwierigkeiten der Existenzsicherung, mit denen jeder freiw 
beruflich Tätige zu tun hat, da ist weiter die Bequemlichkeit 
der Routinearbeit für einen bestimmten Auftrag-geber, dessen 
Forderung nach einer bestimmten gutachterliehen Tätigkeit 
ein mehr oder weniger einträgliches Auskommen sichert. Der 
Anfeindungen und Verlockungen sind viele, was eine Über­
wachung der Einhaltung dessen, auf das der öffentlich be­
stellte Sachverständige vereidigt ist, erforderlich macht. Eine 
Überwachung, die nicht nur auf dem Papier stehen darf, sonw 
dern auch effizient sein muß und ihrerseits den hohen Anw 
sprüchen an die Objektivität und Unparteilichkeit des Sach­
verständigen gewachsen sein muß. Es wäre daher meines 
Erachtens an der Zeit, sich auch Gedanken zu Kontrollver­

fahren zu machen." 

Diesen Ausführungen kann vollinhaltlich zugestimmt werden. 
Zu der im letzten Satz angeschnittenen Frage eines wirk­
samen Kontrollverfahrens stelle ich fest, daß der Hauptverband 
bei den Verhandlungen über das Sachverständigengesetz wie­
derholt auf die Notwendig•keit einer wi-rksamen Kontrollinstanz 
hingewiesen hat und daß diese auch von der Richtervereiniw 
gung für erforderlich gehalten wurde; es wurde und wird auch 
weiters von mir bedauert, daß dieses Ziel in wirksamer Form 
nicht erreicht werden konnte. 
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Verdienstmöglichkeit Ist nicht "Profitgier" 
Im Zusammenhang meiner Ausführungen muß ich noch auf 
eine Tatsache hinweisen, die meines Erachtens für das Prow 
blem "Sachverständigentätigkeit bei Gericht" nicht übersehen 
werden darf. Erstklassige Fachleute haben die Möglichkeit, 
bei der Ausübung ihres Berufes wesentlich mehr zu verdienen 
als bei gerichtlicher Sachverständigentätigkeit, wobei der Ge­
bührenbestimmung laut Gesetz auf die öffentliche Aufgabe der 
Rechtspflege zum Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen 
ist. Die bessere Verdienstmöglichkeit ist daher sicher für so 
manchen erstklassigen Fachmann ein Grund, sich nicht in die 
Liste der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
eintragen zu lassen. Den Mangel an erstklassigen Sachver­

ständigen mit der "Profitgier" der Fachleute zu begründen, 
wäre aber eine ungerechte Kritik und eine der Ungereimt­
heiten unserer modernen Gesellschaft, die sich selber jeder 
schrankenlosen Begehrlichkeit hingibt und jede unumw 
schränkte Freiheit für sich selber beansprucht. ln Abwandlung 
eines gebräuchlichen Satzes bin ich versucht zu sagen: Jede 
Gesellschaft hat die Sachverständigen, die sie verdient! 
Zur Frage der Unabhängigkeit des Sachverständigen möchte 
ich noch erwähnen, daß Sachverständige, die infolge ihrer 
Berufsstellung an der Schaffung einschlägiger Gesetze mitw 
arbeiten, die darüber hinaus über die Einhaltung der in diesen 
Gesetzen festgelegten Bestimmungen wachen und auf Grund 
deren Einschreiten es eventuell zu Anzeigen und anschliew 
Benden Gerichtsverfahren kommt, meines Erachtens keines­
falls die erforderlidle Unabhängigkeit besitzen, die unabding­
liche Voraussetzung der Bestellung zum Sachverständigen in 
der gleichen Causa ist, selbst wenn geltende gesetzliche Be­
stimmungen dies ermöglichen sollten. Durch ihre vorausge­
hende Tätigkeit ist ja bereits eine eindeutige Festlegung erw 
folgt! Solche Sachverständige wären praktisch Sachverständige 
der Anklage, ein Begriff, der in -unserer Rechtsordnung keinen 
Platz hat, da der Sachverständige nach unserem Recht unab­
hängig zwischen den Parteien zu stehen hat. 
Zur Frage der Verantwortung will ich noch kurz ein Problem 
streifen, das eigentlich weni·ger die Verantwortung des Sach­
verständigen als die des Richters betrifft. 
Es ist allen beteiligten Stellen bekannt, daß die Zahl der wirk­
lich erstklassigen Sachverständigen in jedem Fachgebiet nicht 
allzu groß ist. Dies ist ja seit eh und jeh in jedem Beruf der 
Fall, um so mehr beim Sachverständigen, wo neben dem Fach­
wissen eine ganze Reihe anderer Qualifikationsmerkmale verw 
langt werden muß, wie die Fähigkeit, sich logisch richtig und 
verständlich auszudrücken, seine meist naturwissensdlaftlich 
seinsbezogene Denkweise dem Richter, dessen juristisch wert­
bezogene Denkweise im Bereich der Rechtsprechung zur An­
wendung gelangen muß, verständlich zu machen und nicht 
zuletzt charakterliche Stärke! Man muß bedenken, daß der 
Sachverständige seine Leistungen nicht delegieren kann und 
daß eine Gesel'lsch·aft nicht beliebig viele erstklassige Sachver­
ständige hervorbringen kann; durch Begabung und Ausbil­
dung werden verhältnismäßig enge Grenzen gesetzt. 
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Da die wirklich guten Sachverständigen stark beschäftigt sind 
- denn welcher Richter möchte nicht ein einwandfreies Gut­
achten erhalten -, bleiben die Gutachten verhältnismäßig lange 
liegen, worunter zweifellos die Rechtsprechung leiden kann. 
Es ist nun eine Frage der Vor- und Nachteilsabwägung; län­
gere Prozeßdauer bei voraussichtlich erstklassigen Gutachten 
oder kürzere Prozeßdauer mit dem Risiko eines schlechten, 
eventuell unrichtigen Gutachtens mit daraus sich ergebenden 
Rechts- oder auch - wenn ·Ich so sagen darf - Unrechtsfol­

gen. 

Ich glaube, daß hier dem bestellenden Richter ein entspre­
chender Ermessensspielraum gegeben werden muß und daß 
es nicht verantwortet werden kann um der Prozeßbeschleu­
nigung willen ihm das Risiko schwächerer Sachverständiger 
unbedingt ~aufzuerlegen. Wenn wir uns überlegen wie schwer 
es meist ist, ein unrichtiges Gutachten richtigzustellen, wenn 
wir bedenken, daß auch auf der Grundla·ge falscher Gutach­
ten Recht, d. h. in diesem Fall eben Unrecht gesprochen wird, 
dann sollte die eben erwähnte Abwägung wohl mit Bedacht 
und keineswegs nur unter bürokratischer Beurteilung der Pro­
zeßdauer vorgenommen werden. 
Die Frage der Verantwortung der die Sachverständigen be­
stellenden Organe habe ich hiermit nur kurz gestreift, einge­
hende Überlegungen und Feststellungen hiezu würden den 
Rahmen und das Thema dieses Artikels sprengen, sie werden 
hoffentlich bald eines der Themen einer österreich"1schen Rich­
terwochen bilden. 

Gutachtertätigkelt maßgeblich 

Am Ende meiner Ausführungen darf ich noch einmal kurz 
zusammenfassen: 
Der allgemein beeidete gerichtliche Sachverständi·ge ist durch 
seine Gutachtertätigkeit maßgeblich an der Rechtsfindung und 
damit an der Rechtsprechung beteiligt. Er ist verpflichtet, 
nicht nur sein Fachwissen ständig auf dem erforderlichen 
hohen Stand zu halten und es den modernen Erkenntnissen 
entsprechend stets zu vervollkommnen, er hat darüber hinaus 
durch Selbstbeobachtung, Selbsterkenntnis, Selbstkritik und 
Selbsterziehung seine Unvoreingenommenheit und Unpartei­
lichkeit immer wieder zu prüfen und - falls erforderlich - zu 
vervollkommnen, um seiner Verantwortung voll gerecht wer­
den zu können. Der Sachverständige muß sich der mit der 
Gerichtstätigkeit verbundenen sittlichen Anforderungen und 
Verpflichtungen stets bewußt sein, er muß sich immer darüber 

im klaren sein, daß er damit auf einer höheren Verantwor­
tungsstufe steht als bei seiner sonstigen beruflichen Tätigkeit 
und daß er, genau wie der Richter, um der Rechtsprechung 
willen, auch gewisse materielle Opfer im zurnutbaren Rahmen 

zu bringen hat. 
An das Ende meiner Ausführungen mödlte ich den Satz stel­
len, der am Äußeren Burgtor an der Wiener Ringstraße steht: 
"Justitia regnerum fundamentum." 
Bedenken wir, daß ldPe Rechtsprechung ein wesentlicher Teil, 
ja die Voraussetzung der "Justitia" ist, daß der bei Gericht 
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tätige Sachverständige hiefür mitverantwortlich ist und somit 
auch für die Erhaltung des "Fundamentum" unseres Staates. 
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Oberlandesgericht Wien Jv 1 0.888-23/76 

Beschluß 

Das Oberlandesgericht Wien (Senat gemäß § 73 Abs. 2 
GOG) setzt gemäß § 19 der Realschätzordnung vom 
25. Juli 1897, RGBJ. 175, den Zinsfuß, nach welchem der 
für land- und forstwirtschaftliche Liegenschaften oder für 
Gebäude ohne land- oder forstwirtschaftliehen oder indu­
striellen Betrieb ermittelte Reinertrag zum Zwecke der Er­
mittlung des Schätzwertes zu kapitalisieren ist, für das 
Jahr 1977 wie fol·gt fest: 

a) für land- und forstwirtschaftliche Liegenschaften mit 
4 Prozent p. a.; 

b) für Gebäude, bei denen die Mietz·insberechnung ganz 
oder zum überwiegenden Teile nach dem Mietzins­
gesetz erfolgt, mit 41/2 Prozent p. 'a.; 

c) für Gebäude, bei denen die Mietzinsberechnung nicht 
oder überwiegend nicht nach dem Mietengesetz er· 
folgt, mit 5 Prozent p. a. 
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Veranstaltungen + 

Veranstaltungen des Landesverbandes Wien, Nieder­
österreich und Burgenland 

Vorträge der Fachgruppe Bauwesen Im Sitzungssaal des 
Hauptverbandes, 1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5. 
Dienstag, 22. März 1977. 
Vortragender: Sen.-Rat Dr. Helmut WOrth. 
Thema: Neufassung des Mletengesetzes. 
Dienstag, 19. April 1977. 
Vortragender: Dlpl.-lng. Waller LüHI, Zlv.-lng. für Bauwesen. 
Thema: EintluD der Inflation in Bewertungsfragen. 

Haftpflicht-Versicherungsseminar für Bausachverständige 

Zelt: Dienstag, 15. März 1977. 

Thema: Sdladenersatz- und Haftpflichtrecht, Gutachten unter 
Berücksichtigung der diversen Haftpflicht-Versicherungsbedin­
gungen - Bei-spielsfälle u. a. 

Tagungsort: Berghotel ""'Jiulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei 
Wien. 

Vortragende: Arch. Dipl.-lng. Gerhard E. J. Dubin, Sen.-Rat 
Dr. Richard Jäger. 
Der Preis für dieses Seminar beträgt inklusive Mittagessen 
und 18 Prozent Mehrwertsteuer, jedoch ohne Skripten, 
1250,80 S. 
Seminarbeginn ist um 9 Uhr, voraussichtliche Dauer bis zirka 
18 Uhr. 
Interessenten mögen Ihre Anmeldung schriftlich ehestens an 
das Sekretariat des Hauptverbandes, 1010 Wien, Doblhoff­
gasse 3/5, bekanntgeben, weil die Zah·l der Teilnehmer na­
turgemäß beschränkt wer:den muß, und die Anmeldungen in 
der Reihenfolge ·ihres Einfangens berücksichtigt werden. 
Wi·r erlauben uns darauf aufmerksam zu machen, daß wir 
gezwungen sind, einen Teilbetrag von 350 S für Verwaltungs­
kosten einzubehalten, fB'IIs Sie trotz Anmeldung am Seminar 
nicht teilnehmen sollten. 
Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gericht­
Jidle Sachverständige offen, sondern auch für Interessenten 
für diese Tätigkeit. 

Liegenschaftsschätzungsseminare 

(21. und 22. Wiederholung) 

Zelt: Mittwoch, den 9. März 1977 (21. Wiederholung); Mittwoch, 
den 16. März 1977 (22. Wiederholung). 

Thema: Uegenschaftsschätzungen (Schätzung im allgemeinen, 
nach der Realschätzordnung, zu Enteignungszwecken sowie 
Festsetzung des Nutzwertes nach dem Wohnungseigentums­
gesetz 1975). 

Ort: Berghotel "T·ulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei Wien. 

Semlnarlelter: Sen.-Rat Dr. Richard Jäger. 

Semlnarbeglnn: 9 Uhr, voraussichtliche Dauer bis zirka 18 Uhr. 
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Termine + Seminare 

Der Preis für ein ganztägiges Seminar inJ<;Iusive Mittagessen 
sowie zirka 200 Seiten Skripten (mit ausführlichen Mustergut­
achten für alle in Frage kommenden Fälle) beträgt 1250,80 S 
tnklusive 18 Prozent Mehrwertsteuer. 

Anmeldungen sind erbeten an das Sekretariat des Hauptver­
bandes, 1010 Wien (nur schriftlich). Wir erlauben uns darauf 
hinzuweisen, daß die Anmeldungen in der Reihenfolge ihres 
Einlangans entgegengenommen werden. Sollten Sie trotz An­
meldung an einem Seminar nicht teilnehmen können, sind 
wir gezwungen, ei·nen Teilbetrag von 350 S für Verwaltungs­
kosten einzubehalten. 
Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gericht­
liche Sachverständige offen, sondern auch für Interessenten 
für diese Tätigkeit. 

Rechtskundeseminare 

(4. und 5. Wiederholung) 

Thema: Grundzüge des bürgerlichen und des Handelsrechtes, 
des Zivilprozeß-, Exekutions- ·und lnsolvenzverfahrens. 

Termine: Dienstag und Mittwoch, den 19. und 20. April 1977 
(4. Wiederholung); Samstag und Sonntag, den 23. und 
24. April 1977 (5. Wiederholung). 

Semlnarlelter: Sen.-Rat Dr. Richard Jäger. 

Zugelassen werden nur Tei·lnehmer, die bereits ein Seminar 
bei Dr. Jäger bzw. Dr. Aurnhammer- Dr. Jäger besucht ha­
ben, weil die dort erworbenen Grundkenntnisse Voraussetzung 
für dieses Seminar sind. (Das Liegenschaftsschätzungssemi­
nar und Versicherungsseminar gelten nicht als Vorausset­
zung.) 
Der Preis für dieses zweitägige Rechtskundeseminar, welches 
wie immer im Berghotel "Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach 
bei Wien, stattfindet, beträgt 2088,60 S einschl·ießlich zweier 
Mittagessen, 18 Prozent Mehrwertsteuer, jedoch ohne Skrip~ 
ten und ohne Nächtigung (jeweils von 9 bis 18 Uhr). 
Es wird darauf hingewiesen, daß wir gezwungen sind, einen 
Teilbetrag von 350 S für Verwaltungskosten einzubehalten, 
faHs Sie trotz Anmeldung am Seminar nicht teilnehmen soll­
ten. 
Interessenten mögen Ihre Anmeldung schriftlich ehestens dem 
Sekretariat des Hauptverbandes, 1010 Wien, Doblhoffgasse 
Nr. 3/5, bekanntgeben. 
Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gericht­
liche Sachverständige offen, sondern auch für Interessenten 
für diese Tätigkeit. 

Aufbauseminar für Sachverständige der Gruppe 09,01 

( Sicherheitswesen - Straßenverkehrsunfäl,le) 

Vortragende: Prof. Dr. Erwin Hartmann, lng. Karl Vinzenz, 
Fritz Sacher, Helmut Walter, Sen.-Rat Dr. Richard Jäger. 

Termin und Tagungsort: 11. März 1977, 13.15 bis 17.30 Uhr, 
Gewerbeha·us, Wien 3, Salesianergasse 1, Großer Saal. Fort-
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setzung am 12. und 13. März bzw. 19. und 20. März im Berg­
hotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien, jeweils von 
9 bis 17 Uhr. 

Der Preis für dieses Seminar ink·lusive zweier Mittagessen 
sowie der Tagungsmappe mit Unterlagen und der 18prozen­
tigen Umsatzsteu.er beträgt 2200 S. 

Es können jedoch auch Anmeldungen nur für den 11. März 
1977, 13.15 bis 17.30 Uhr, erfolgen. Für die Teilnahme ledig­
lich an diesem Termin beträgt der lnklusivpreis 200 S. 

Jene Teilnehmer, die Anmeldungen für ·das gesamte Aufbau­
seminar, also 21/2 Tage, vornehmen, wollen in der Anmeldung 
bekanntgeben, ob sie als 2. und 3. Seminartag den 12. und 
13. März oder den 19. und 20. März bevorzugen. Wir behal­
ten uns jedoch vor, die Einteilung insoferne vorzunehmen, als 
primär auswärtige Teilnehmer für den Termin 12./13. März 
Berücksichti·gung finden müssen, weil diesen Kollegen eine 
neuerliche Anreise zum 19./20. März nicht zugemutet werden 
kann. 

Die Seminare finden im Berghotel "T,ulbingerkogel" statt. 
Da naturgemäß die Anzahl der Tei'lnehmer ·umfänglich be­
schränkt ist, wird um eheste schriftliche Anmeldung gebeten. 
Sollte jemand trotz Anmeldung :am Seminar nicht taUnehmen 
können, so wären wir gezwungen, einen Betrag von 350 S für 
Verwaltungskosten einzubehalten. 

Seminar für Verkehrsunfallforschung 

Veranstalter: Hauptverband der allgemein beeideten gericht­
lichen Sachverständigen Österreichs unter Mitwirkung des 
Kuratoriums für Verkehrssicherheit. 

Termin: Freitag, 11. März 1977, im Gewerbehaus, Wien 3, Sale­
sianergasse 1, Großer Saal. 

Programm: 

9.15 Uhr: Begrüßung der Gäste. 
9.30 Uhr: Vortrag mit Lichtbildern, Fritz Sacher, Wien, all­

gemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 
für Verkehrssicherheit über das Thema: "Ausge­
wählte Kapitel aus der Unfallforschung im Stra­
ßenverkehr''. 

11.00 Uhr: Diskussion 
11.45 Uhr: Mittagspause. 
12-13 Uhr:_ Mittagessen im Hotel lntercontinental. 
13.15 Uhr: Vortrag mit Lichtbildern im Rahmen des 1. Auf­

bauseminars für Sachverständige der Gruppe 
09,01, Univ.-Prof. Dr. Erwin Hartmann {Institut für 
medizinische Optik der Universität München), 
"Sehen - Wahrnehmen - Erkennen". 

17.00 Uhr: 
17.30 Uhr: 

Diskussion. 
Ende. 

Wie daraus zu ersehen ist, nehmen an diesem Tage (nicht an 
den folgenden beiden) auch Verkehrsrichter und Rechtsan­
wälte an der Veranstaltung tei·l. 
Für den zweiten und dritten Tag des Aufbauseminars ist das 
nachstehende Programm vorgesehen: 
Das Schadenersa~zrecht - Möglichkeit und Methoden zur 
Feststellung der Kollisionsstel·le am Unfallort - Einführung 

26 DfR SACHVfiÜTÄNDIGE 

in die mathematischen Grundlagen des Verkehrsunfalles -
Die Zeit-Weg-Analyse - Verbale, tabellarische, graphische 
und Modelldarstellung von Bewegungsvorgängen unter Ver­
wendung der Tabelle oder Rechenscheibe, System Sacher, 
oder des programmierbaren Taschenrechners. 

Referenten: Sen.-Rat Dr. Richard Jäger, Fritz Sacher, Ingenieur 
Karl Vinzenz, Helmut Walter. 

Hinsichtlich des 11. März 1977 wollen Sie bitte beachten, daß 
der Seminarbeginn für die Sachverständigen um 13.15 Uhr 
festgesetzt ist, wogegen das Vormittagsprogramm ausschließ­
lich für Verkehrsrichter und Rechtsanwälte bestimmt ist. 
Zimmerbestellungen im Berghotel "Tulbingerkogel" bitten wir 
bei Bedarf selbst vorzunehmen (Tel. 9711 95). 

Veranstaltung des Landesverbandes für Steiermark und 
Kärnten 

Auf Grund des großen Interesses veranstaltet der Landesver­
band Steiermark und Kärnten ein zweitägiges 

Seminar für Sachverständige 

Thema: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse -
Schemata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß - Schieds­
wesen - Beweissicherung - Verhalten vor Gericht - Gebüh­
ren - Schadenersatzrecht u. a. 

Tagungsort: Schloß Seg·gau (bei Leibnitz), Steiermark. 

Vortragender: Sen.-Rat Dr. Richard Jäger. 

Termin: Samstag, 26. März 1977; Sonntag, 27. März 1977. 

Der Preis für dieses Seminar (jeweils von 9 bis zirka 18 Uhr) 
inklusive zweier Mittagessen und umfangreicher Skripten so­
wie der 18prozentigen Mehrwertsteuer, jedoch ohne Nächti­
gung, beträgt 2088,60 S. 
Da naturgemäß die Anz·ahl der Teilnehmer umfänglich be­
schränkt ist, wird um eheste Anmeldung an den Landesver­
band Steiermark und Käfnten gebeten. 
Wir erlauben uns, darauf aufmerksam zu machen, daß wir 
gezwungen sind, einen Teilbetrag von 350 S für Verwaltungs­
kosten einzubehal.ten, falls Sie trotz Anmeldung nicht am Se­
minar teilnehmen sollten. 
Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gericht­
liche Sachverständige offen, sondern auch für Interessenten 
für diese Tätigkeit. 

Deleglertenversammlung: 

Samstag, 18. Juni, 10.30 Uhr, Raiffeisenbildungsheim, 4050 
Unz-St. Magdalena, Schatzweg 5. 

Jahreshauptversammlung: 
Landesverband Tirol und Vorarlberg: 25. März 1977, 20 Uhr, 
Stiftssäle in lnnsbruck. 
Landesverband Oberösterreich und Salzburg: 13. Mai 1977, 
16 Uhr, Residenz, Kaisersaal in Salzburg. 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenlan.d: 
22. April1977, 18 Uhr, Altes Rathaus (Festsaal), Wien. 
Landesverband Steiermark und KRrnten: 14. Mai 1977, 10 Uhr, 
Schloßberg-Restaurant, Graz. 
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